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Anhang 1 

Beschluss des Gemeinsamen EWR-Ausschusses 
Nr. 333/2021 

vom 10. Dezember 2021 

zur Änderung von Anhang II (Technische 
Vorschriften, Normen, Prüfung und 

Zertifizierung) des EWR-Abkommens 

Der Gemeinsame EWR-Ausschuss - 
gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (im 
Folgenden "EWR-Abkommen"), insbesondere auf Art. 98, 
in Erwägung nachstehender Gründe: 
1. Die Delegierte Verordnung (EU) 2021/457 der Kommission vom 13. Ja-

nuar 2021 zur Änderung der Delegierten Verordnung (EU) 2016/161 
hinsichtlich einer Ausnahme von der Verpflichtung der Grosshändler, 
das individuelle Erkennungsmerkmal von in das Vereinigte Königreich 
ausgeführten Erzeugnissen zu deaktivieren1, ist in das EWR-Abkom-
men aufzunehmen. 

2. Anhang II des EWR-Abkommens sollte daher entsprechend geändert 
werden - 

hat folgenden Beschluss erlassen: 

Art. 1 

In Anhang II Kapitel XIII des EWR-Abkommens wird unter Num-
mer 15qf (Delegierte Verordnung (EU) 2016/161 der Kommission) Fol-
gendes angefügt: 
", geändert durch: 
- 32021 R 0457: Delegierte Verordnung (EU) 2021/457 der Kommission 

vom 13. Januar 2021 (ABl. L 91 vom 17.3.2021, S. 1)" 

 
1 ABl. L 91 vom 17.3.2021, S. 1. 
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Art. 2 

Der Wortlaut der Delegierten Verordnung (EU) 2021/457 in isländi-
scher und norwegischer Sprache, der in der EWR-Beilage des Amtsblattes 
der Europäischen Union veröffentlicht wird, ist verbindlich. 

Art. 3 

Dieser Beschluss tritt am 11. Dezember 2021 in Kraft, sofern alle Mit-
teilungen nach Art. 103 Abs. 1 des EWR-Abkommens vorliegen2. 

Art. 4 

Dieser Beschluss wird im EWR-Abschnitt und in der EWR-Beilage 
des Amtsblattes der Europäischen Union veröffentlicht. 

Geschehen zu Brüssel am 10. Dezember 2021. 

(Es folgen die Unterschriften) 

 
2 Ein Bestehen verfassungsrechtlicher Anforderungen wurde nicht mitgeteilt. 
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Anhang 2 

Beschluss des Gemeinsamen EWR-Ausschusses 
Nr. 334/2021 

vom 10. Dezember 2021 

zur Änderung von Anhang II (Technische 
Vorschriften, Normen, Prüfung und 

Zertifizierung) des EWR-Abkommens 

Der Gemeinsame EWR-Ausschuss - 
gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (im 
Folgenden "EWR-Abkommen"), insbesondere auf Art. 98, 
in Erwägung nachstehender Gründe: 
1. Die Delegierte Verordnung (EU) 2021/1686 der Kommission vom 7. Juli 

2021 zur Änderung der Delegierten Verordnung (EU) 2016/161 im 
Hinblick auf die Bewertung der Meldungen der nationalen zuständi-
gen Behörden an die Kommission und die Aufnahme von Wundbe-
handlungsmitteln mit dem ATC-Code D03AX und der Darreichungs-
form Fliegenlarven in die Liste der Arzneimittel, die die Sicherheits-
merkmale nicht tragen dürfen3, ist in das EWR-Abkommen aufzuneh-
men. 

2. Anhang II des EWR-Abkommens sollte daher entsprechend geändert 
werden - 

hat folgenden Beschluss erlassen: 

Art. 1 

In Anhang II Kapitel XIII des EWR-Abkommens wird unter Num-
mer 15qf (Delegierte Verordnung (EU) 2016/161 der Kommission) fol-
gender Gedankenstrich angefügt: 
"- 32021 R 1686: Delegierte Verordnung (EU) 2021/1686 der Kommis-

sion vom 7. Juli 2021 (ABl. L 332 vom 21.9.2021, S. 1)" 

 
3 ABl. L 332 vom 21.9.2021, S. 1. 
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Art. 2 

Der Wortlaut der Delegierten Verordnung (EU) 2021/1686 in isländi-
scher und norwegischer Sprache, der in der EWR-Beilage des Amtsblattes 
der Europäischen Union veröffentlicht wird, ist verbindlich. 

Art. 3 

Dieser Beschluss tritt am 11. Dezember 2021 in Kraft, sofern alle Mit-
teilungen nach Art. 103 Abs. 1 des EWR-Abkommens vorliegen4. 

Art. 4 

Dieser Beschluss wird im EWR-Abschnitt und in der EWR-Beilage 
des Amtsblattes der Europäischen Union veröffentlicht. 

Geschehen zu Brüssel am 10. Dezember 2021. 

(Es folgen die Unterschriften) 

 
4 Ein Bestehen verfassungsrechtlicher Anforderungen wurde nicht mitgeteilt. 



6 

Anhang 3 

Beschluss des Gemeinsamen EWR-Ausschusses 
Nr. 335/2021 

vom 10. Dezember 2021 

zur Änderung von Anhang II (Technische 
Vorschriften, Normen, Prüfung und 

Zertifizierung) des EWR-Abkommens 

Der Gemeinsame EWR-Ausschuss - 
gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (im 
Folgenden "EWR-Abkommen"), insbesondere auf Art. 98, 
in Erwägung nachstehender Gründe: 
1. Die Delegierte Verordnung (EU) 2021/756 der Kommission vom 

24. März 2021 zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1234/2008 über 
die Prüfung von Änderungen der Zulassungen von Human- und Tier-
arzneimitteln5 ist in das EWR-Abkommen aufzunehmen. 

2. Anhang II des EWR-Abkommens sollte daher entsprechend geändert 
werden - 

hat folgenden Beschluss erlassen: 

Art. 1 

In Anhang II Kapitel XIII des EWR-Abkommens wird unter Num-
mer 15zi (Verordnung (EG) Nr. 1234/2008 der Kommission) folgender 
Gedankenstrich angefügt: 
"- 32021 R 0756: Delegierte Verordnung (EU) 2021/756 der Kommission 

vom 24. März 2021 (ABl. L 162 vom 10.5.2021, S. 1)" 

 
5 ABl. L 162 vom 10.5.2021, S. 1. 
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Art. 2 

Der Wortlaut der Delegierten Verordnung (EU) 2021/756 in isländi-
scher und norwegischer Sprache, der in der EWR-Beilage des Amtsblattes 
der Europäischen Union veröffentlicht wird, ist verbindlich. 

Art. 3 

Dieser Beschluss tritt am 11. Dezember 2021 in Kraft, sofern alle Mit-
teilungen nach Art. 103 Abs. 1 des EWR-Abkommens vorliegen6. 

Art. 4 

Dieser Beschluss wird im EWR-Abschnitt und in der EWR-Beilage 
des Amtsblattes der Europäischen Union veröffentlicht. 

Geschehen zu Brüssel am 10. Dezember 2021. 

(Es folgen die Unterschriften) 

 
6 Ein Bestehen verfassungsrechtlicher Anforderungen wurde nicht mitgeteilt. 
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Anhang 4 

Beschluss des Gemeinsamen EWR-Ausschusses 
Nr. 336/2021 

vom 10. Dezember 2021 

zur Änderung von Anhang II (Technische 
Vorschriften, Normen, Prüfung und 

Zertifizierung) des EWR-Abkommens 

Der Gemeinsame EWR-Ausschuss - 
gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (im 
Folgenden "EWR-Abkommen"), insbesondere auf Art. 98, 
in Erwägung nachstehender Gründe: 
1. Die Verordnung (EU) 2021/1297 der Kommission vom 4. August 2021 

zur Änderung des Anhangs XVII der Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 
des Europäischen Parlaments und des Rates hinsichtlich perfluorierter 
Carbonsäuren mit 9 bis 14 Kohlenstoffatomen in der Kette (C9-C14-
PFCA), ihrer Salze und C9-C14-PFCA-verwandter Stoffe7 ist in das 
EWR-Abkommen aufzunehmen. 

2. Anhang II des EWR-Abkommens sollte daher entsprechend geändert 
werden - 

hat folgenden Beschluss erlassen: 

Art. 1 

In Anhang II Kapitel XV des EWR-Abkommens wird unter Nummer 
12zc (Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 des Europäischen Parlaments und 
des Rates) folgender Gedankenstrich angefügt: 
"- 32021 R 1297: Verordnung (EU) 2021/1297 der Kommission vom 

4. August 2021 (ABl. L 282 vom 5.8.2021, S. 29)" 

 
7 ABl. L 282 vom 5.8.2021, S. 29. 
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Art. 2 

Der Wortlaut der Verordnung (EU) 2021/1297 in isländischer und 
norwegischer Sprache, der in der EWR-Beilage des Amtsblattes der Euro-
päischen Union veröffentlicht wird, ist verbindlich. 

Art. 3 

Dieser Beschluss tritt am 11. Dezember 2021 in Kraft, sofern alle Mit-
teilungen nach Art. 103 Abs. 1 des EWR-Abkommens vorliegen8. 

Art. 4 

Dieser Beschluss wird im EWR-Abschnitt und in der EWR-Beilage 
des Amtsblattes der Europäischen Union veröffentlicht. 

Geschehen zu Brüssel am 10. Dezember 2021. 

(Es folgen die Unterschriften) 

 
8 Ein Bestehen verfassungsrechtlicher Anforderungen wurde nicht mitgeteilt. 
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Anhang 5 

Beschluss des Gemeinsamen EWR-Ausschusses 
Nr. 337/2021 

vom 10. Dezember 2021 

zur Änderung von Anhang II (Technische 
Vorschriften, Normen, Prüfung und 

Zertifizierung) des EWR-Abkommens 

Der Gemeinsame EWR-Ausschuss - 
gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (im 
Folgenden "EWR-Abkommen"), insbesondere auf Art. 98, 
in Erwägung nachstehender Gründe: 
1. Die Durchführungsverordnung (EU) 2021/876 der Kommission vom 

31. Mai 2021 zur Festlegung von Bestimmungen zur Anwendung der 
Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 hinsichtlich der Zulassungsanträge 
und Überprüfungsberichte für die Verwendungen von Stoffen bei der 
Herstellung von Ersatzteilen für langlebige Alterzeugnisse und bei der 
Reparatur von nicht mehr hergestellten Erzeugnissen und komplexen 
Produkten und zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 340/20089 ist 
in das EWR-Abkommen aufzunehmen. 

2. Anhang II des EWR-Abkommens sollte daher entsprechend geändert 
werden - 

hat folgenden Beschluss erlassen: 

Art. 1 

Anhang II Kapitel XV des EWR-Abkommens wird wie folgt geändert: 
1. Nach Nummer 12zca (Verordnung (EG) Nr. 1238/2007 der Kommis-

sion) wird folgende Nummer eingefügt: 
"12zcb. 32021 R 0876: Durchführungsverordnung (EU) 2021/876 der 

Kommission vom 31. Mai 2021 zur Festlegung von Bestim-
mungen zur Anwendung der Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 

 
9 ABl. L 192 vom 1.6.2021, S. 3. 
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hinsichtlich der Zulassungsanträge und Überprüfungsbe-
richte für die Verwendungen von Stoffen bei der Herstellung 
von Ersatzteilen für langlebige Alterzeugnisse und bei der Re-
paratur von nicht mehr hergestellten Erzeugnissen und kom-
plexen Produkten und zur Änderung der Verordnung (EG) 
Nr. 340/2008 (ABl. L 192 vom 1.6.2021, S. 3)" 

2. Unter Nummer 12zf (Verordnung (EG) Nr. 340/2008 der Kommis-
sion) wird folgender Gedankenstrich angefügt: 
"- 32021 R 0876: Durchführungsverordnung (EU) 2021/876 der Kom-

mission vom 31. Mai 2021 (ABl. L 192 vom 1.6.2021, S. 3)" 

Art. 2 

Der Wortlaut der Durchführungsverordnung (EU) 2021/876 in islän-
discher und norwegischer Sprache, der in der EWR-Beilage des Amtsblat-
tes der Europäischen Union veröffentlicht wird, ist verbindlich. 

Art. 3 

Dieser Beschluss tritt am 11. Dezember 2021 in Kraft, sofern alle Mit-
teilungen nach Art. 103 Abs. 1 des EWR-Abkommens vorliegen10. 

Art. 4 

Dieser Beschluss wird im EWR-Abschnitt und in der EWR-Beilage 
des Amtsblattes der Europäischen Union veröffentlicht. 

Geschehen zu Brüssel am 10. Dezember 2021. 

(Es folgen die Unterschriften) 

 
10 Ein Bestehen verfassungsrechtlicher Anforderungen wurde nicht mitgeteilt. 
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Anhang 6 

Beschluss des Gemeinsamen EWR-Ausschusses 
Nr. 338/2021 

vom 10. Dezember 2021 

zur Änderung von Anhang II (Technische 
Vorschriften, Normen, Prüfung und 

Zertifizierung) des EWR-Abkommens 

Der Gemeinsame EWR-Ausschuss - 
gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (im 
Folgenden "EWR-Abkommen"), insbesondere auf Art. 98, 
in Erwägung nachstehender Gründe: 
1. Die Durchführungsverordnung (EU) 2021/1045 der Kommission vom 

24. Juni 2021 zur Genehmigung von Didecyldimethylammoniumchlo-
rid als Wirkstoff zur Verwendung in Biozidprodukten der Produktar-
ten 3 und 411 ist in das EWR-Abkommen aufzunehmen. 

2. Die Durchführungsverordnung (EU) 2021/1063 der Kommission vom 
28. Juni 2021 zur Genehmigung von Alkyl(C12-16)dimethylbenzylam-
moniumchlorid als Wirkstoff zur Verwendung in Biozidprodukten der 
Produktarten 3 und 412 ist in das EWR-Abkommen aufzunehmen. 

3. Anhang II des EWR-Abkommens sollte daher entsprechend geändert 
werden - 

hat folgenden Beschluss erlassen: 

Art. 1 

In Anhang II Kapitel XV des EWR-Abkommens werden nach Num-
mer 12zzzzzzzd (Durchführungsbeschluss (EU) 2021/713 der Kommis-
sion) folgende Nummern eingefügt: 

 
11 ABl. L 225 vom 25.6.2021, S. 62. 
12 ABl. L 229 vom 29.6.2021, S. 4. 
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"12zzzzzzze. 32021 R 1045: Durchführungsverordnung (EU) 2021/1045 
der Kommission vom 24. Juni 2021 zur Genehmigung von 
Didecyldimethylammoniumchlorid als Wirkstoff zur Ver-
wendung in Biozidprodukten der Produktarten 3 und 4 
(ABl. L 225 vom 25.6.2021, S. 62) 

12zzzzzzzf. 32021 R 1063: Durchführungsverordnung (EU) 2021/1063 
der Kommission vom 28. Juni 2021 zur Genehmigung von 
Alkyl(C12-16)dimethylbenzylammoniumchlorid als Wirk-
stoff zur Verwendung in Biozidprodukten der Produkt-
arten 3 und 4 (ABl. L 229 vom 29.6.2021, S. 4)" 

Art. 2 

Der Wortlaut der Durchführungsverordnungen (EU) 2021/1045 und 
(EU) 2021/1063 in isländischer und norwegischer Sprache, der in der EWR-
Beilage des Amtsblattes der Europäischen Union veröffentlicht wird, ist 
verbindlich. 

Art. 3 

Dieser Beschluss tritt am 11. Dezember 2021 in Kraft, sofern alle Mit-
teilungen nach Art. 103 Abs. 1 des EWR-Abkommens vorliegen13. 

Art. 4 

Dieser Beschluss wird im EWR-Abschnitt und in der EWR-Beilage 
des Amtsblattes der Europäischen Union veröffentlicht. 

Geschehen zu Brüssel am 10. Dezember 2021. 

(Es folgen die Unterschriften) 

 
13 Ein Bestehen verfassungsrechtlicher Anforderungen wurde nicht mitgeteilt. 
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Anhang 7 

Beschluss des Gemeinsamen EWR-Ausschusses 
Nr. 339/2021 

vom 10. Dezember 2021 

zur Änderung von Anhang II (Technische 
Vorschriften, Normen, Prüfung und 

Zertifizierung) des EWR-Abkommens 

Der Gemeinsame EWR-Ausschuss - 
gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (im 
Folgenden "EWR-Abkommen"), insbesondere auf Art. 98, 
in Erwägung nachstehender Gründe: 
1. Der Durchführungsbeschluss (EU) 2021/1287 der Kommission vom 

2. August 2021 zur Verschiebung des Ablaufdatums der Genehmigung 
von Indoxacarb zur Verwendung in Biozidprodukten der Produktart 
1814 ist in das EWR-Abkommen aufzunehmen. 

2. Anhang II des EWR-Abkommens sollte daher entsprechend geändert 
werden - 

hat folgenden Beschluss erlassen: 

Art. 1 

In Anhang II Kapitel XV des EWR-Abkommens wird nach Nummer 
12zzzzzzzf (Durchführungsverordnung (EU) 2021/1063 der Kommis-
sion) folgende Nummer eingefügt: 
"12zzzzzzzg. 32021 D 1287: Durchführungsbeschluss (EU) 2021/1287 

der Kommission vom 2. August 2021 zur Verschiebung des 
Ablaufdatums der Genehmigung von Indoxacarb zur Ver-
wendung in Biozidprodukten der Produktart 18 (ABl. L 279 
vom 3.8.2021, S. 41)" 

 
14 ABl. L 279 vom 3.8.2021, S. 41. 
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Art. 2 

Der Wortlaut des Durchführungsbeschlusses (EU) 2021/1287 in islän-
discher und norwegischer Sprache, der in der EWR-Beilage des Amtsblat-
tes der Europäischen Union veröffentlicht wird, ist verbindlich. 

Art. 3 

Dieser Beschluss tritt am 11. Dezember 2021 in Kraft, sofern alle Mit-
teilungen nach Art. 103 Abs. 1 des EWR-Abkommens vorliegen15. 

Art. 4 

Dieser Beschluss wird im EWR-Abschnitt und in der EWR-Beilage 
des Amtsblattes der Europäischen Union veröffentlicht. 

Geschehen zu Brüssel am 10. Dezember 2021. 

(Es folgen die Unterschriften) 

 
15 Ein Bestehen verfassungsrechtlicher Anforderungen wurde nicht mitgeteilt. 
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Anhang 8 

Beschluss des Gemeinsamen EWR-Ausschusses 
Nr. 340/2021 

vom 10. Dezember 2021 

zur Änderung von Anhang II (Technische 
Vorschriften, Normen, Prüfung und 

Zertifizierung) des EWR-Abkommens 

Der Gemeinsame EWR-Ausschuss - 
gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (im 
Folgenden "EWR-Abkommen"), insbesondere auf Art. 98, 
in Erwägung nachstehender Gründe: 
1. Die Verordnung (EU) 2021/383 der Kommission vom 3. März 2021 

zur Änderung des Anhangs III der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 
des Europäischen Parlaments und des Rates, der die Liste der Beistoffe 
enthält, deren Verwendung in Pflanzenschutzmitteln nicht zulässig 
ist16, ist in das EWR-Abkommen aufzunehmen. 

2. Die Durchführungsverordnung (EU) 2020/2007 der Kommission vom 
8. Dezember 2020 zur Änderung der Durchführungsverordnung (EU) 
Nr. 540/2011 hinsichtlich der Verlängerung der Laufzeit der Genehmi-
gung für die Wirkstoffe 1-Decanol, 1,4-Dimethylnaphthalin, 6-Benzyla-
denin, Acequinocyl, Adoxophyes orana granulovirus, Aluminiumsul-
fat, Amisulbrom, Aureobasidium pullulans (Stämme DSM 14940 und 
DSM 14941), Azadirachtin, Bacillus pumilus QST 2808, Benalaxyl-M, 
Bixafen, Bupirimat, Candida oleophila Stamm O, Chlorantraniliprol, 
Dinatriumphosphonat, Dithianon, Dodin, Emamectin, Flubendiamid, 
Fluometuron, Fluxapyroxad, Flutriafol, Hexythiazox, Imazamox, 
Ipconazol, Isoxaben, L-Ascorbinsäure, Schwefelkalk, Orangenöl, Pae-
cilomyces fumosoroseus Stamm FE 9901, Pendimethalin, Penflufen, 
Penthiopyrad, Kaliumphosphonat, Prosulfuron, Pseudomonas sp. 
Stamm DSMZ 13134, Pyridalyl, Pyriofenon, Pyroxsulam, Quinmerac, 
S-Abscisinsäure, Sedaxan, Sintofen, Natriumsilberthiosulfat, Spineto-
ram, Spirotetramat, Streptomyces lydicus Stamm WYEC 108, Tau-

 
16 ABl. L 74 vom 4.3.2021, S. 7. 



17 

Fluvalinat, Tebufenozid, Tembotrion, Thiencarbazon, Valifenalat, 
Zinkphosphid17 ist in das EWR-Abkommen aufzunehmen. 

3. Die Durchführungsverordnung (EU) 2021/556 der Kommission vom 
31. März 2021 zur Änderung der Durchführungsverordnungen (EU) 
2017/1529 und (EU) Nr. 540/2011 hinsichtlich der Bedingungen für 
die Genehmigung des Grundstoffs Natriumchlorid18 ist in das EWR-
Abkommen aufzunehmen. 

4. Anhang II des EWR-Abkommens sollte daher entsprechend geändert 
werden - 

hat folgenden Beschluss erlassen: 

Art. 1 

Anhang II Kapitel XV des EWR-Abkommens wird wie folgt geändert: 
1. Unter Nummer 13 (Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 des Europäi-

schen Parlaments und des Rates) wird folgender Gedankenstrich ange-
fügt: 
"- 32021 R 0383: Verordnung (EU) 2021/383 der Kommission vom 

3. März 2021 (ABl. L 74 vom 4.3.2021, S. 7)" 
2. Unter Nummer 13a (Durchführungsverordnung (EU) Nr. 540/2011 

der Kommission) werden folgende Gedankenstriche angefügt: 
"- 32020 R 2007: Durchführungsverordnung (EU) 2020/2007 der 

Kommission vom 8. Dezember 2020 (ABl. L 414 vom 9.12.2020, 
S. 10) 

- 32021 R 0556: Durchführungsverordnung (EU) 2021/556 der Kom-
mission vom 31. März 2021 (ABl. L 115 vom 6.4.2021, S. 26)" 

3. Unter Nummer 13zzzzzzzzc (Durchführungsverordnung (EU) 
2017/1529 der Kommission) wird Folgendes angefügt: 
", geändert durch: 
- 32021 R 0556: Durchführungsverordnung (EU) 2021/556 der Kom-

mission vom 31. März 2021 (ABl. L 115 vom 6.4.2021, S. 26)" 

 
17 ABl. L 414 vom 9.12.2020, S. 10. 
18 ABl. L 115 vom 6.4.2021, S. 26. 
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Art. 2 

Der Wortlaut der Verordnung (EU) 2021/383 und der Durchfüh-
rungsverordnungen (EU) 2020/2007 und (EU) 2021/556 in isländischer 
und norwegischer Sprache, der in der EWR-Beilage des Amtsblattes der 
Europäischen Union veröffentlicht wird, ist verbindlich. 

Art. 3 

Dieser Beschluss tritt am 11. Dezember 2021 in Kraft, sofern alle Mit-
teilungen nach Art. 103 Abs. 1 des EWR-Abkommens vorliegen19. 

Art. 4 

Dieser Beschluss wird im EWR-Abschnitt und in der EWR-Beilage 
des Amtsblattes der Europäischen Union veröffentlicht. 

Geschehen zu Brüssel am 10. Dezember 2021. 

(Es folgen die Unterschriften) 

 
19 Ein Bestehen verfassungsrechtlicher Anforderungen wurde nicht mitgeteilt. 
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Anhang 9 

Beschluss des Gemeinsamen EWR-Ausschusses 
Nr. 342/2021 

vom 10. Dezember 2021 

zur Änderung von Anhang II (Technische 
Vorschriften, Normen, Prüfung und 

Zertifizierung) des EWR-Abkommens 

Der Gemeinsame EWR-Ausschuss - 
gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (im 
Folgenden "EWR-Abkommen"), insbesondere auf Art. 98, 
in Erwägung nachstehender Gründe: 
1. Die Durchführungsverordnung (EU) 2021/726 der Kommission vom 

4. Mai 2021 zur Änderung der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 
540/2011 hinsichtlich der Laufzeit der Genehmigungen für die Wirk-
stoffe Adoxophyes orana granulovirus und Flutriafol20 ist in das EWR-
Abkommen aufzunehmen. 

2. Die Durchführungsverordnung (EU) 2021/745 der Kommission vom 
6. Mai 2021 zur Änderung der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 
540/2011 im Hinblick auf die Verlängerung der Genehmigungszeit-
räume für die Wirkstoffe Aluminiumammoniumsulfat, Aluminiumsil-
icat, Beflubutamid, Benthiavalicarb, Bifenazat, Boscalid, Bromoxynil, 
Calciumcarbonat, Captan, Kohlendioxid, Cymoxanil, Dimethomorph, 
Ethephon, Teebaumextrakt, Famoxadon, Rückstände aus der Fett-
destillation, Fettsäuren C7 bis C20, Flumioxazin, Fluoxastrobin, Flu-
rochloridon, Folpet, Formetanat, Gibberellinsäure, Gibberellin, Hep-
tamaloxyloglucan, hydrolysierte Proteine, Eisensulfat, Metazachlor, 
Metribuzin, Milbemectin, Paecilomyces lilacinus Stamm 251, Phenme-
dipham, Phosmet, Pirimiphos-methyl, Pflanzenöl/Rapsöl, Kalium-
hydrogencarbonat, Propamocarb, Prothioconazol, Quarzsand, Fischöl, 
Repellents (Geruch) tierischen oder pflanzlichen Ursprungs/Schafs-
fett, S-Metolachlor, geradkettige Lepidopterenpheromone, Tebucona-
zol und Harnstoff21 ist in das EWR-Abkommen aufzunehmen. 

 
20 ABl. L 155 vom 5.5.2021, S. 20. 
21 ABl. L 160 vom 7.5.2021, S. 89. 
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3. Die Durchführungsverordnung (EU) Nr. 2021/795 der Kommission 
vom 17. Mai 2021 zum Widerruf der Genehmigung für den Wirkstoff 
Alpha-Cypermethrin gemäss der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 des 
Europäischen Parlaments und des Rates über das Inverkehrbringen 
von Pflanzenschutzmitteln und zur Änderung der Durchführungsver-
ordnung (EU) Nr. 540/2011 der Kommission22 ist in das EWR-Ab-
kommen aufzunehmen. 

4. Die Durchführungsverordnung (EU) 2021/809 der Kommission vom 
20. Mai 2021 über die Nichtgenehmigung von fermentiertem Extrakt 
aus den Blättern von Symphytum officinale L. (Beinwell) als Grund-
stoff gemäss der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 des Europäischen 
Parlaments und des Rates über das Inverkehrbringen von Pflanzen-
schutzmitteln23 ist in das EWR-Abkommen aufzunehmen. 

5. Die Durchführungsverordnung (EU) 2021/824 der Kommission vom 
21. Mai 2021 zur Änderung der Durchführungsverordnungen (EU) 
Nr. 540/2011 und (EU) Nr. 820/2011 hinsichtlich der Bedingungen für 
die Genehmigung des Wirkstoffs Terbuthylazin24 ist in das EWR-Ab-
kommen aufzunehmen. 

6. Die Durchführungsverordnung (EU) 2021/843 der Kommission vom 
26. Mai 2021 zur Erneuerung der Genehmigung für den Wirkstoff 
Cyazofamid gemäss der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 des Europä-
ischen Parlaments und des Rates über das Inverkehrbringen von Pflan-
zenschutzmitteln und zur Änderung des Anhangs der Durchführungs-
verordnung (EU) Nr. 540/2011 der Kommission25 ist in das EWR-Ab-
kommen aufzunehmen. 

7. Die Durchführungsverordnung (EU) 2021/853 der Kommission vom 
27. Mai 2021 zur Erneuerung der Genehmigung für den Wirkstoff 
Streptomyces Stamm K61 gemäss der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 
des Europäischen Parlaments und des Rates über das Inverkehrbringen 
von Pflanzenschutzmitteln und zur Änderung des Anhangs der 
Durchführungsverordnung (EU) Nr. 540/2011 der Kommission26 ist 
in das EWR-Abkommen aufzunehmen. 

8. Anhang II des EWR-Abkommens sollte daher entsprechend geändert 
werden - 

hat folgenden Beschluss erlassen: 

 
22 ABl. L 174 vom 18.5.2021, S. 2. 
23 ABl. L 180 vom 21.5.2021, S. 110. 
24 ABl. L 183 vom 25.5.2021, S. 35. 
25 ABl. L 186 vom 27.5.2021, S. 20. 
26 ABl. L 188 vom 28.5.2021, S. 56. 
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Art. 1 

Anhang II Kapitel XV des EWR-Abkommens wird wie folgt geändert: 
1. Unter Nummer 13a (Durchführungsverordnung (EU) Nr. 540/2011 

der Kommission) werden folgende Gedankenstriche angefügt: 
"- 32021 R 0726: Durchführungsverordnung (EU) 2021/726 der 

Kommission vom 4. Mai 2021 (ABl. L 155 vom 5.5.2021, S. 20) 
- 32021 R 0745: Durchführungsverordnung (EU) 2021/745 der 

Kommission vom 6. Mai 2021 (ABl. L 160 vom 7.5.2021, S. 89) 
- 32021 R 0795: Durchführungsverordnung (EU) 2021/795 der 

Kommission vom 17. Mai 2021 (ABl. L 174 vom 18.5.2021, S. 2) 
- 32021 R 0824: Durchführungsverordnung (EU) 2021/824 der 

Kommission vom 21. Mai 2021 (ABl. L 183 vom 25.5.2021, S. 35) 
- 32021 R 0843: Durchführungsverordnung (EU) 2021/843 der 

Kommission vom 26. Mai 2021 (ABl. L 186 vom 27.5.2021, S. 20) 
- 32021 R 0853: Durchführungsverordnung (EU) 2021/853 der 

Kommission vom 27. Mai 2021 (ABl. L 188 vom 28.5.2021, S. 56)" 
2. Unter Nummer 13w (Durchführungsverordnung (EU) Nr. 820/2011 

der Kommission) wird Folgendes angefügt: 
", geändert durch: 
- 32021 R 0824: Durchführungsverordnung (EU) 2021/824 der Kom-

mission vom 21. Mai 2021 (ABl. L 183 vom 25.5.2021, S. 35)" 
3. Nach Nummer 13zzzzzzzzzzzs (Durchführungsverordnung (EU) 

2021/567 der Kommission) werden folgende Nummern eingefügt: 
"13zzzzzzzzzzzt. 32021 R 0795: Durchführungsverordnung (EU) 

2021/795 der Kommission vom 17. Mai 2021 zum 
Widerruf der Genehmigung für den Wirkstoff Al-
pha-Cypermethrin gemäss der Verordnung (EG) 
Nr. 1107/2009 des Europäischen Parlaments und 
des Rates über das Inverkehrbringen von Pflanzen-
schutzmitteln und zur Änderung der Durchfüh-
rungsverordnung (EU) Nr. 540/2011 der Kommis-
sion (ABl. L 174 vom 18.5.2021, S. 2) 

13zzzzzzzzzzzu. 32021 R 0809: Durchführungsverordnung (EU) 
2021/809 der Kommission vom 20. Mai 2021 über 
die Nichtgenehmigung von fermentiertem Extrakt 
aus den Blättern von Symphytum officinale L. 
(Beinwell) als Grundstoff gemäss der Verordnung 
(EG) Nr. 1107/2009 des Europäischen Parlaments 
und des Rates über das Inverkehrbringen von Pflan-
zenschutzmitteln (ABl. L 180 vom 21.5.2021, S. 110) 
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13zzzzzzzzzzzv. 32021 R 0824: Durchführungsverordnung (EU) 
2021/824 der Kommission vom 21. Mai 2021 zur 
Änderung der Durchführungsverordnungen (EU) 
Nr. 540/2011 und (EU) Nr. 820/2011 hinsichtlich 
der Bedingungen für die Genehmigung des Wirk-
stoffs Terbuthylazin (ABl. L 183 vom 25.5.2021, 
S. 35) 

13zzzzzzzzzzzw. 32021 R 0843: Durchführungsverordnung (EU) 
2021/843 der Kommission vom 26. Mai 2021 zur 
Erneuerung der Genehmigung für den Wirkstoff 
Cyazofamid gemäss der Verordnung (EG) Nr. 
1107/2009 des Europäischen Parlaments und des 
Rates über das Inverkehrbringen von Pflanzen-
schutzmitteln und zur Änderung des Anhangs der 
Durchführungsverordnung (EU) Nr. 540/2011 der 
Kommission (ABl. L 186 vom 27.5.2021, S. 20) 

13zzzzzzzzzzzx. 32021 R 0853: Durchführungsverordnung (EU) 
2021/853 der Kommission vom 27. Mai 2021 zur 
Erneuerung der Genehmigung für den Wirkstoff 
Streptomyces Stamm K61 gemäss der Verordnung 
(EG) Nr. 1107/2009 des Europäischen Parlaments 
und des Rates über das Inverkehrbringen von 
Pflanzenschutzmitteln und zur Änderung des An-
hangs der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 
540/2011 der Kommission (ABl. L 188 vom 
28.5.2021, S. 56)" 

Art. 2 

Der Wortlaut der Durchführungsverordnungen (EU) 2021/726, (EU) 
2021/745, (EU) 2021/795, (EU) 2021/809, (EU) 2021/824, (EU) 2021/843 
und (EU) 2021/853 in isländischer und norwegischer Sprache, der in der 
EWR-Beilage des Amtsblattes der Europäischen Union veröffentlicht 
wird, ist verbindlich. 

Art. 3 

Dieser Beschluss tritt am 11. Dezember 2021 in Kraft, sofern alle Mit-
teilungen nach Art. 103 Abs. 1 des EWR-Abkommens vorliegen27. 

 
27 Ein Bestehen verfassungsrechtlicher Anforderungen wurde nicht mitgeteilt. 
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Art. 4 

Dieser Beschluss wird im EWR-Abschnitt und in der EWR-Beilage 
des Amtsblattes der Europäischen Union veröffentlicht. 

Geschehen zu Brüssel am 10. Dezember 2021. 

(Es folgen die Unterschriften) 
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Anhang 10 

Beschluss des Gemeinsamen EWR-Ausschusses 
Nr. 343/2021 

vom 10. Dezember 2021 

zur Änderung von Anhang II (Technische 
Vorschriften, Normen, Prüfung und 

Zertifizierung) des EWR-Abkommens 

Der Gemeinsame EWR-Ausschuss - 
gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (im 
Folgenden "EWR-Abkommen"), insbesondere auf Art. 98, 
in Erwägung nachstehender Gründe: 
1. Die Durchführungsverordnung (EU) 2021/917 der Kommission vom 

7. Juni 2021 zur Genehmigung der Wirkstoffe mit geringem Risiko Pe-
pino Mosaic Virus, EU-Stamm, mildes Isolat Abp1 und Pepino Mosaic 
Virus, CH2-Stamm, mildes Isolat Abp2 gemäss der Verordnung (EG) 
Nr. 1107/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates über das 
Inverkehrbringen von Pflanzenschutzmitteln und zur Änderung der 
Durchführungsverordnung (EU) Nr. 540/2011 der Kommission28 ist 
in das EWR-Abkommen aufzunehmen. 

2. Anhang II des EWR-Abkommens sollte daher entsprechend geändert 
werden - 

hat folgenden Beschluss erlassen: 

Art. 1 

Anhang II Kapitel XV des EWR-Abkommens wird wie folgt geändert: 
1. Unter Nummer 13a (Durchführungsverordnung (EU) Nr. 540/2011 

der Kommission) wird folgender Gedankenstrich angefügt: 
"- 32021 R 0917: Durchführungsverordnung (EU) 2021/917 der Kom-

mission vom 7. Juni 2021 (ABl. L 201 vom 8.6.2021, S. 19)" 

 
28 ABl. L 201 vom 8.6.2021, S. 19. 



25 

2. Nach Nummer 13zzzzzzzzzzzx (Durchführungsverordnung (EU) 
2021/853 der Kommission) wird folgende Nummer eingefügt: 
"13zzzzzzzzzzzy. 32021 R 0917: Durchführungsverordnung (EU) 

2021/917 der Kommission vom 7. Juni 2021 zur 
Genehmigung der Wirkstoffe mit geringem Risiko 
Pepino Mosaic Virus, EU-Stamm, mildes Isolat 
Abp1 und Pepino Mosaic Virus, CH2-Stamm, mil-
des Isolat Abp2 gemäss der Verordnung (EG) Nr. 
1107/2009 des Europäischen Parlaments und des 
Rates über das Inverkehrbringen von Pflanzen-
schutzmitteln und zur Änderung der Durchfüh-
rungsverordnung (EU) Nr. 540/2011 der Kommis-
sion (ABl. L 201 vom 8.6.2021, S. 19)" 

Art. 2 

Der Wortlaut der Durchführungsverordnung (EU) 2021/917 in islän-
discher und norwegischer Sprache, der in der EWR-Beilage des Amtsblat-
tes der Europäischen Union veröffentlicht wird, ist verbindlich. 

Art. 3 

Dieser Beschluss tritt am 11. Dezember 2021 in Kraft, sofern alle Mit-
teilungen nach Art. 103 Abs. 1 des EWR-Abkommens vorliegen29. 

Art. 4 

Dieser Beschluss wird im EWR-Abschnitt und in der EWR-Beilage 
des Amtsblattes der Europäischen Union veröffentlicht. 

Geschehen zu Brüssel am 10. Dezember 2021. 

(Es folgen die Unterschriften) 

 
29 Ein Bestehen verfassungsrechtlicher Anforderungen wurde nicht mitgeteilt. 
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Anhang 11 

Beschluss des Gemeinsamen EWR-Ausschusses 
Nr. 344/2021 

vom 10. Dezember 2021 

zur Änderung von Anhang II (Technische 
Vorschriften, Normen, Prüfung und 

Zertifizierung) des EWR-Abkommens 

Der Gemeinsame EWR-Ausschuss - 
gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (im 
Folgenden "EWR-Abkommen"), insbesondere auf Art. 98, 
in Erwägung nachstehender Gründe: 
1. Der Durchführungsbeschluss (EU) 2021/1183 der Kommission vom 

16. Juli 2021 zur Änderung des Durchführungsbeschlusses (EU) 
2019/450 hinsichtlich der Veröffentlichung der Referenznummern 
Europäischer Bewertungsdokumente für bestimmte Bauprodukte30 ist 
in das EWR-Abkommen aufzunehmen. 

2. Anhang II des EWR-Abkommens sollte daher entsprechend geändert 
werden - 

hat folgenden Beschluss erlassen: 

Art. 1 

In Anhang II Kapitel XXI des EWR-Abkommens wird unter Num-
mer 1zzp (Durchführungsbeschluss (EU) 2019/450 der Kommission) fol-
gender Gedankenstrich angefügt: 
"- 32021 D 1183: Durchführungsbeschluss (EU) 2021/1183 der Kommis-

sion vom 16. Juli 2021 (ABl. L 256 vom 19.7.2021, S. 103)" 

 
30 ABl. L 256 vom 19.7.2021, S. 103. 
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Art. 2 

Der Wortlaut des Durchführungsbeschlusses (EU) 2021/1183 in islän-
discher und norwegischer Sprache, der in der EWR-Beilage des Amtsblat-
tes der Europäischen Union veröffentlicht wird, ist verbindlich. 

Art. 3 

Dieser Beschluss tritt am 11. Dezember 2021 in Kraft, sofern alle Mit-
teilungen nach Art. 103 Abs. 1 des EWR-Abkommens vorliegen31. 

Art. 4 

Dieser Beschluss wird im EWR-Abschnitt und in der EWR-Beilage 
des Amtsblattes der Europäischen Union veröffentlicht. 

Geschehen zu Brüssel am 10. Dezember 2021. 

(Es folgen die Unterschriften) 

 
31 Ein Bestehen verfassungsrechtlicher Anforderungen wurde nicht mitgeteilt. 
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Anhang 12 

Beschluss des Gemeinsamen EWR-Ausschusses 
Nr. 346/2021 

vom 10. Dezember 2021 

zur Änderung von Anhang II (Technische 
Vorschriften, Normen, Prüfung und 

Zertifizierung) des EWR-Abkommens 

Der Gemeinsame EWR-Ausschuss - 
gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (im 
Folgenden "EWR-Abkommen"), insbesondere auf Art. 98, 
in Erwägung nachstehender Gründe: 
1. Die Verordnung (EU) 2021/1068 des Europäischen Parlaments und 

des Rates vom 24. Juni 2021 zur Änderung der Verordnung (EU) 
2016/1628 hinsichtlich ihrer Übergangsbestimmungen für bestimmte 
Maschinen, die mit Motoren der Leistungsbereiche 56 kW oder mehr 
und weniger als 130 kW oder 300 kW oder mehr ausgestattet sind, um 
den Auswirkungen der COVID-19-Krise zu begegnen32 ist in das 
EWR-Abkommen aufzunehmen. 

2. Anhang II des EWR-Abkommens sollte daher entsprechend geändert 
werden - 

hat folgenden Beschluss erlassen: 

Art. 1 

In Anhang II Kapitel XXIV des EWR-Abkommens wird unter Num-
mer 1i (Verordnung (EU) 2016/1628 des Europäischen Parlaments und 
des Rates) folgender Gedankenstrich angefügt: 
"- 32021 R 1068: Verordnung (EU) 2021/1068 des Europäischen Parla-

ments und des Rates vom 24. Juni 2021 (ABl. L 230 vom 30.6.2021, 
S. 1)" 

 
32 ABl. L 230 vom 30.6.2021, S. 1. 
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Art. 2 

Der Wortlaut der Verordnung (EU) 2021/1068 in isländischer und 
norwegischer Sprache, der in der EWR-Beilage des Amtsblattes der Euro-
päischen Union veröffentlicht wird, ist verbindlich. 

Art. 3 

Dieser Beschluss tritt am 11. Dezember 2021 in Kraft, sofern alle Mit-
teilungen nach Art. 103 Abs. 1 des EWR-Abkommens vorliegen33. 

Art. 4 

Dieser Beschluss wird im EWR-Abschnitt und in der EWR-Beilage 
des Amtsblattes der Europäischen Union veröffentlicht. 

Geschehen zu Brüssel am 10. Dezember 2021. 

(Es folgen die Unterschriften) 

 
33 Ein Bestehen verfassungsrechtlicher Anforderungen wurde nicht mitgeteilt. 
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Anhang 13 

Beschluss des Gemeinsamen EWR-Ausschusses 
Nr. 348/2021 

vom 10. Dezember 2021 

zur Änderung von Anhang II (Technische 
Vorschriften, Normen, Prüfung und 

Zertifizierung) und Anhang IV (Energie) 
des EWR-Abkommens 

Der Gemeinsame EWR-Ausschuss - 
gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (im 
Folgenden "EWR-Abkommen"), insbesondere auf Art. 98, 
in Erwägung nachstehender Gründe: 
1. Die Delegierte Verordnung (EU) 2021/340 der Kommission vom 

17. Dezember 2020 zur Änderung der Delegierten Verordnungen 
(EU) 2019/2013, (EU) 2019/2014, (EU) 2019/2015, (EU) 2019/2016, 
(EU) 2019/2017 und (EU) 2019/2018 in Bezug auf die Anforderungen 
an die Energieverbrauchskennzeichnung von elektronischen Displays, 
Haushaltswaschmaschinen und Haushaltswaschtrocknern, Lichtquel-
len, Kühlgeräten, Haushaltsgeschirrspülern und Kühlgeräten mit Di-
rektverkaufsfunktion34 ist in das EWR-Abkommen aufzunehmen. 

2. Die Anhänge II und IV des EWR-Abkommens sollten daher entspre-
chend geändert werden - 

hat folgenden Beschluss erlassen: 

Art. 1 

In Anhang II Kapitel IV des EWR-Abkommens wird unter den Num-
mern 4v (Delegierte Verordnung (EU) 2019/2013 der Kommission), 4w 
(Delegierte Verordnung (EU) 2019/2014 der Kommission), 4x (Delegierte 
Verordnung (EU) 2019/2015 der Kommission), 4y (Delegierte Verord-
nung (EU) 2019/2016 der Kommission), 4z (Delegierte Verordnung (EU) 
 
34 ABl. L 68 vom 26.2.2021, S. 62. 
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2019/2017 der Kommission) und 4za (Delegierte Verordnung (EU) 
2019/2018 der Kommission) Folgendes angefügt: 
", geändert durch: 
- 32021 R 0340: Delegierte Verordnung (EU) 2021/340 der Kommission 

vom 17. Dezember 2020 (ABl. L 68 vom 26.2.2021, S. 62)" 

Art. 2 

In Anhang IV des EWR-Abkommens wird unter den Nummern 11v 
(Delegierte Verordnung (EU) 2019/2013 der Kommission), 11w (Dele-
gierte Verordnung (EU) 2019/2014 der Kommission), 11x (Delegierte 
Verordnung (EU) 2019/2015 der Kommission), 11y (Delegierte Verord-
nung (EU) 2019/2016 der Kommission), 11z (Delegierte Verordnung 
(EU) 2019/2017 der Kommission) und 11za (Delegierte Verordnung (EU) 
2019/2018 der Kommission) Folgendes angefügt: 
", geändert durch: 
- 32021 R 0340: Delegierte Verordnung (EU) 2021/340 der Kommission 

vom 17. Dezember 2020 (ABl. L 68 vom 26.2.2021, S. 62) (1) 
(1) Hier nur zu Informationszwecken aufgeführt; zur Anwendung 

siehe Anhang II (Technische Vorschriften, Normen, Prüfung und 
Zertifizierung)" 

Art. 3 

Der Wortlaut der Delegierten Verordnung (EU) 2021/340 in isländi-
scher und norwegischer Sprache, der in der EWR-Beilage des Amtsblattes 
der Europäischen Union veröffentlicht wird, ist verbindlich. 

Art. 4 

Dieser Beschluss tritt am 11. Dezember 2021 in Kraft, sofern alle Mit-
teilungen nach Art. 103 Abs. 1 des EWR-Abkommens vorliegen35. 

 
35 Ein Bestehen verfassungsrechtlicher Anforderungen wurde nicht mitgeteilt. 
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Art. 5 

Dieser Beschluss wird im EWR-Abschnitt und in der EWR-Beilage 
des Amtsblattes der Europäischen Union veröffentlicht. 

Geschehen zu Brüssel am 10. Dezember 2021. 

(Es folgen die Unterschriften) 
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Anhang 14 

Beschluss des Gemeinsamen EWR-Ausschusses 
Nr. 349/2021 

vom 10. Dezember 2021 

zur Änderung von Anhang IX 
(Finanzdienstleistungen) des  

EWR-Abkommens 

Der Gemeinsame EWR-Ausschuss - 
gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (im 
Folgenden "EWR-Abkommen"), insbesondere auf Art. 98, 
in Erwägung nachstehender Gründe: 
1. Die Delegierte Verordnung (EU) 2021/598 der Kommission vom 

14. Dezember 2020 zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 
des Europäischen Parlaments und des Rates durch technische Regulie-
rungsstandards für die Zuweisung von Risikogewichten für Spezialfi-
nanzierungsrisikopositionen36 ist in das EWR-Abkommen aufzuneh-
men. 

2. Anhang IX des EWR-Abkommens sollte daher entsprechend geändert 
werden - 

hat folgenden Beschluss erlassen: 

Art. 1 

In Anhang IX des EWR-Abkommens wird nach Nummer 14azv 
(Durchführungsverordnung (EU) 2021/453 der Kommission) folgende 
Nummer eingefügt: 
"14azw. 32021 R 0598: Delegierte Verordnung (EU) 2021/598 der Kom-

mission vom 14. Dezember 2020 zur Ergänzung der Verordnung 
(EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates 
durch technische Regulierungsstandards für die Zuweisung von 

 
36 ABl. L 127 vom 14.4.2021, S. 1. 
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Risikogewichten für Spezialfinanzierungsrisikopositionen (ABl. 
L 127 vom 14.4.2021, S. 1)" 

Art. 2 

Der Wortlaut der Delegierten Verordnung (EU) 2021/598 in isländi-
scher und norwegischer Sprache, der in der EWR-Beilage des Amtsblattes 
der Europäischen Union veröffentlicht wird, ist verbindlich. 

Art. 3 

Dieser Beschluss tritt am 11. Dezember 2021 in Kraft, sofern alle Mit-
teilungen nach Art. 103 Abs. 1 des EWR-Abkommens vorliegen37. 

Art. 4 

Dieser Beschluss wird im EWR-Abschnitt und in der EWR-Beilage 
des Amtsblattes der Europäischen Union veröffentlicht. 

Geschehen zu Brüssel am 10. Dezember 2021. 

(Es folgen die Unterschriften) 

 
37 Ein Bestehen verfassungsrechtlicher Anforderungen wurde nicht mitgeteilt. 
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Anhang 15 

Beschluss des Gemeinsamen EWR-Ausschusses 
Nr. 350/2021 

vom 10. Dezember 2021 

zur Änderung von Anhang IX 
(Finanzdienstleistungen) des  

EWR-Abkommens 

Der Gemeinsame EWR-Ausschuss - 
gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (im 
Folgenden "EWR-Abkommen"), insbesondere auf Art. 98, 
in Erwägung nachstehender Gründe: 
1. Die Delegierte Verordnung (EU) 2021/930 der Kommission vom 

1. März 2021 zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des 
Europäischen Parlaments und des Rates durch technische Regulie-
rungsstandards zur Präzisierung von Art, Schwere und Dauer eines 
Konjunkturabschwungs im Sinne von Art. 181 Abs. 1 Bst. b und 
Art. 182 Abs. 1 Bst. b jener Verordnung38 ist in das EWR-Abkommen 
aufzunehmen. 

2. Anhang IX des EWR-Abkommens sollte daher entsprechend geändert 
werden - 

hat folgenden Beschluss erlassen: 

Art. 1 

In Anhang IX des EWR-Abkommens wird nach Nummer 14azw (De-
legierte Verordnung (EU) 2021/598 der Kommission) folgende Nummer 
eingefügt: 
"14azx. 32021 R 0930: Delegierte Verordnung (EU) 2021/930 der Kom-

mission vom 1. März 2021 zur Ergänzung der Verordnung (EU) 
Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates durch 
technische Regulierungsstandards zur Präzisierung von Art, 

 
38 ABl. L 204 vom 10.6.2021, S. 1. 
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Schwere und Dauer eines Konjunkturabschwungs im Sinne von 
Art. 181 Abs. 1 Bst. b und Art. 182 Abs. 1 Bst. b jener Verord-
nung (ABl. L 204 vom 10.6.2021, S. 1)" 

Art. 2 

Der Wortlaut der Delegierten Verordnung (EU) 2021/930 in isländi-
scher und norwegischer Sprache, der in der EWR-Beilage des Amtsblattes 
der Europäischen Union veröffentlicht wird, ist verbindlich. 

Art. 3 

Dieser Beschluss tritt am 11. Dezember 2021 in Kraft, sofern alle Mit-
teilungen nach Art. 103 Abs. 1 des EWR-Abkommens vorliegen39. 

Art. 4 

Dieser Beschluss wird im EWR-Abschnitt und in der EWR-Beilage 
des Amtsblattes der Europäischen Union veröffentlicht. 

Geschehen zu Brüssel am 10. Dezember 2021. 

(Es folgen die Unterschriften) 

 
39 Ein Bestehen verfassungsrechtlicher Anforderungen wurde nicht mitgeteilt. 
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Anhang 16 

Beschluss des Gemeinsamen EWR-Ausschusses 
Nr. 351/2021 

vom 10. Dezember 2021 

zur Änderung von Anhang IX 
(Finanzdienstleistungen) des  

EWR-Abkommens 

Der Gemeinsame EWR-Ausschuss - 
gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (im 
Folgenden "EWR-Abkommen"), insbesondere auf Art. 98, 
in Erwägung nachstehender Gründe: 
1. Der Durchführungsbeschluss (EU) 2021/583 der Kommission vom 

9. April 2021 zur Änderung des Durchführungsbeschlusses (EU) 
2016/1073 der Kommission über die Gleichwertigkeit anerkannter 
Kontraktmärkte in den Vereinigten Staaten von Amerika gemäss der 
Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des 
Rates40 ist in das EWR-Abkommen aufzunehmen. 

2. Anhang IX des EWR-Abkommens sollte daher entsprechend geändert 
werden - 

hat folgenden Beschluss erlassen: 

Art. 1 

In Anhang IX des EWR-Abkommens wird unter Nummer 31bcaj 
(Durchführungsbeschluss (EU) 2016/1073 der Kommission) Folgendes 
angefügt: 
", geändert durch: 
- 32021 D 0583: Durchführungsbeschluss (EU) 2021/583 der Kommis-

sion vom 9. April 2021 (ABl. L 124 vom 12.4.2021, S. 116)" 

 
40 ABl. L 124 vom 12.4.2021, S. 116. 
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Art. 2 

Der Wortlaut des Durchführungsbeschlusses (EU) 2021/583 in islän-
discher und norwegischer Sprache, der in der EWR-Beilage des Amtsblat-
tes der Europäischen Union veröffentlicht wird, ist verbindlich. 

Art. 3 

Dieser Beschluss tritt am 11. Dezember 2021 in Kraft, sofern alle Mit-
teilungen nach Art. 103 Abs. 1 des EWR-Abkommens vorliegen41. 

Art. 4 

Dieser Beschluss wird im EWR-Abschnitt und in der EWR-Beilage 
des Amtsblattes der Europäischen Union veröffentlicht. 

Geschehen zu Brüssel am 10. Dezember 2021. 

(Es folgen die Unterschriften) 

 
41 Ein Bestehen verfassungsrechtlicher Anforderungen wurde nicht mitgeteilt. 
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Anhang 17 

Beschluss des Gemeinsamen EWR-Ausschusses 
Nr. 352/2021 

vom 10. Dezember 2021 

zur Änderung von Anhang IX 
(Finanzdienstleistungen) des  

EWR-Abkommens 

Der Gemeinsame EWR-Ausschuss - 
gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (im 
Folgenden "EWR-Abkommen"), insbesondere auf Art. 98, 
in Erwägung nachstehender Gründe: 
1. Die Durchführungsverordnung (EU) 2021/1122 der Kommission vom 

8. Juli 2021 zur Änderung der Durchführungsverordnung (EU) 
2016/1368 zur Erstellung einer Liste der an den Finanzmärkten ver-
wendeten kritischen Referenzwerte gemäss der Verordnung (EU) 
2016/1011 des Europäischen Parlaments und des Rates durch Hinzu-
fügung des Norwegian Interbank Offered Rate und Streichung des 
London Interbank Offered Rate42 ist in das EWR-Abkommen aufzu-
nehmen. 

2. Anhang IX des EWR-Abkommens sollte daher entsprechend geändert 
werden - 

hat folgenden Beschluss erlassen: 

Art. 1 

In Anhang IX des EWR-Abkommens wird unter Nummer 31la 
(Durchführungsverordnung (EU) 2016/1368 der Kommission) folgender 
Gedankenstrich angefügt: 
"- 32021 R 1122: Durchführungsverordnung (EU) 2021/1122 der Kom-

mission vom 8. Juli 2021 (ABl. L 243 vom 9.7.2021, S. 39)" 

 
42 ABl. L 243 vom 9.7.2021, S. 39. 
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Art. 2 

Der Wortlaut der Durchführungsverordnung (EU) 2021/1122 in islän-
discher und norwegischer Sprache, der in der EWR-Beilage des Amtsblat-
tes der Europäischen Union veröffentlicht wird, ist verbindlich. 

Art. 3 

Dieser Beschluss tritt am 11. Dezember 2021 in Kraft, sofern alle Mit-
teilungen nach Art. 103 Abs. 1 des EWR-Abkommens vorliegen43. 

Art. 4 

Dieser Beschluss wird im EWR-Abschnitt und in der EWR-Beilage 
des Amtsblattes der Europäischen Union veröffentlicht. 

Geschehen zu Brüssel am 10. Dezember 2021. 

(Es folgen die Unterschriften) 

 
43 Ein Bestehen verfassungsrechtlicher Anforderungen wurde nicht mitgeteilt. 
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Anhang 18 

Beschluss des Gemeinsamen EWR-Ausschusses 
Nr. 354/2021 

vom 10. Dezember 2021 

zur Änderung von Anhang XIII (Verkehr) 
des EWR-Abkommens 

Der Gemeinsame EWR-Ausschuss - 
gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (im 
Folgenden "EWR-Abkommen"), insbesondere auf Art. 98, 
in Erwägung nachstehender Gründe: 
1. Die Delegierte Verordnung (EU) 2021/1308 der Kommission vom 

28. April 2021 zur Änderung der Anhänge I und II der Richtlinie (EU) 
2016/1629 des Europäischen Parlaments und des Rates hinsichtlich der 
Änderung der Liste der Binnenwasserstrassen der Union und der tech-
nischen Mindestvorschriften für Fahrzeuge44 ist in das EWR-Abkom-
men aufzunehmen. 

2. Anhang XIII des EWR-Abkommens sollte daher entsprechend geän-
dert werden - 

hat folgenden Beschluss erlassen: 

Art. 1 

In Anhang XIII des EWR-Abkommens wird unter Nummer 47b 
(Richtlinie (EU) 2016/1629 des Europäischen Parlaments und des Rates) 
folgender Gedankenstrich angefügt: 
"- 32021 R 1308: Delegierte Verordnung (EU) 2021/1308 der Kommis-

sion vom 28. April 2021 (ABl. L 284 vom 9.8.2021, S. 1)" 

 
44 ABl. L 284 vom 9.8.2021, S. 1. 
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Art. 2 

Der Wortlaut der Delegierten Verordnung (EU) 2021/1308 in isländi-
scher und norwegischer Sprache, der in der EWR-Beilage des Amtsblattes 
der Europäischen Union veröffentlicht wird, ist verbindlich. 

Art. 3 

Dieser Beschluss tritt am 11. Dezember 2021 in Kraft, sofern alle Mit-
teilungen nach Art. 103 Abs. 1 des EWR-Abkommens vorliegen45. 

Art. 4 

Dieser Beschluss wird im EWR-Abschnitt und in der EWR-Beilage 
des Amtsblattes der Europäischen Union veröffentlicht. 

Geschehen zu Brüssel am 10. Dezember 2021. 

(Es folgen die Unterschriften) 

 
45 Ein Bestehen verfassungsrechtlicher Anforderungen wurde nicht mitgeteilt. 
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Anhang 19 

Beschluss des Gemeinsamen EWR-Ausschusses 
Nr. 355/2021 

vom 10. Dezember 2021 

zur Änderung von Anhang XX 
(Umweltschutz) des EWR-Abkommens 

Der Gemeinsame EWR-Ausschuss - 
gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (im 
Folgenden "EWR-Abkommen"), insbesondere auf Art. 98, 
in Erwägung nachstehender Gründe: 
1. Der Durchführungsbeschluss (EU) 2021/973 der Kommission vom 

1. Juni 2021 zur Bestätigung oder Änderung der vorläufigen Berech-
nung der durchschnittlichen spezifischen CO2-Emissionen und der 
Zielvorgaben für die spezifischen Emissionen für Hersteller von Per-
sonenkraftwagen und leichten Nutzfahrzeugen für das Kalenderjahr 
2019 und für den Hersteller von Personenkraftwagen Dr. Ing. h.c. F. 
Porsche AG sowie die Volkswagen-Emissionsgemeinschaft für die Ka-
lenderjahre 2014 bis 2018 gemäss der Verordnung (EU) 2019/631 des 
Europäischen Parlaments und des Rates46 ist in das EWR-Abkommen 
aufzunehmen. 

2. Gemäss dem Beschluss des Gemeinsamen EWR-Ausschusses Nr. 
168/2020 vom 23. Oktober 2020 gilt der Durchführungsbeschluss 
(EU) 2021/973 der Kommission nicht für Liechtenstein. 

3. Anhang XX des EWR-Abkommens sollte daher entsprechend geän-
dert werden - 

hat folgenden Beschluss erlassen: 

 
46 ABl. L 215 vom 17.6.2021, S. 1. 
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Art. 1 

In Anhang XX des EWR-Abkommens wird nach Nummer 21azi 
(Durchführungsbeschluss (EU) 2020/1806 der Kommission) folgende 
Nummer eingefügt: 
"21azj. 32021 D 0973: Durchführungsbeschluss (EU) 2021/973 der 

Kommission vom 1. Juni 2021 zur Bestätigung oder Änderung 
der vorläufigen Berechnung der durchschnittlichen spezifischen 
CO2-Emissionen und der Zielvorgaben für die spezifischen 
Emissionen für Hersteller von Personenkraftwagen und leichten 
Nutzfahrzeugen für das Kalenderjahr 2019 und für den Herstel-
ler von Personenkraftwagen Dr. Ing. h.c. F. Porsche AG sowie 
die Volkswagen-Emissionsgemeinschaft für die Kalenderjahre 
2014 bis 2018 gemäss der Verordnung (EU) 2019/631 des Euro-
päischen Parlaments und des Rates (ABl. L 215 vom 17.6.2021, 
S. 1)" 

Art. 2 

Der Wortlaut des Durchführungsbeschlusses (EU) 2021/973 in islän-
discher und norwegischer Sprache, der in der EWR-Beilage des Amtsblat-
tes der Europäischen Union veröffentlicht wird, ist verbindlich. 

Art. 3 

Dieser Beschluss tritt am 11. Dezember 2021 in Kraft, sofern alle Mit-
teilungen nach Art. 103 Abs. 1 des EWR-Abkommens vorliegen47. 

Art. 4 

Dieser Beschluss wird im EWR-Abschnitt und in der EWR-Beilage 
des Amtsblattes der Europäischen Union veröffentlicht. 

Geschehen zu Brüssel am 10. Dezember 2021. 

(Es folgen die Unterschriften) 
 
47 Ein Bestehen verfassungsrechtlicher Anforderungen wurde nicht mitgeteilt. 
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Anhang 20 

Beschluss des Gemeinsamen EWR-Ausschusses 
Nr. 357/2021 

vom 10. Dezember 2021 

zur Änderung von Anhang XXII 
(Gesellschaftsrecht) des EWR-Abkommens 

Der Gemeinsame EWR-Ausschuss - 
gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (im 
Folgenden "EWR-Abkommen"), insbesondere auf Art. 98, 
in Erwägung nachstehender Gründe: 
1. Die Verordnung (EU) 2020/2097 der Kommission vom 15. Dezember 

2020 zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1126/2008 der Kommis-
sion zur Übernahme bestimmter internationaler Rechnungslegungs-
standards gemäss der Verordnung (EG) Nr. 1606/2002 des Europäi-
schen Parlaments und des Rates im Hinblick auf den International Fi-
nancial Reporting Standard 448 ist in das EWR-Abkommen aufzuneh-
men. 

2. Anhang XXII des EWR-Abkommens sollte daher entsprechend geän-
dert werden - 

hat folgenden Beschluss erlassen: 

Art. 1 

In Anhang XXII des EWR-Abkommens wird unter Nummer 10ba 
(Verordnung (EG) Nr. 1126/2008 der Kommission) folgender Gedanken-
strich angefügt: 
"- 32020 R 2097: Verordnung (EU) 2020/2097 der Kommission vom 

15. Dezember 2020 (ABl. L 425 vom 16.12.2020, S. 10)" 

 
48 ABl. L 425 vom 16.12.2020, S. 10. 
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Art. 2 

Der Wortlaut der Verordnung (EU) 2020/2097 in isländischer und 
norwegischer Sprache, der in der EWR-Beilage des Amtsblattes der Euro-
päischen Union veröffentlicht wird, ist verbindlich. 

Art. 3 

Dieser Beschluss tritt am 11. Dezember 2021 in Kraft, sofern alle Mit-
teilungen nach Art. 103 Abs. 1 des EWR-Abkommens vorliegen.49 

Art. 4 

Dieser Beschluss wird im EWR-Abschnitt und in der EWR-Beilage 
des Amtsblattes der Europäischen Union veröffentlicht. 

Geschehen zu Brüssel am 10. Dezember 2021. 

(Es folgen die Unterschriften) 

 
49 Ein Bestehen verfassungsrechtlicher Anforderungen wurde nicht mitgeteilt. 



47 

Anhang 21 

Beschluss des Gemeinsamen EWR-Ausschusses 
Nr. 358/2021 

vom 10. Dezember 2021 

zur Änderung von Anhang XXII 
(Gesellschaftsrecht) des EWR-Abkommens 

Der Gemeinsame EWR-Ausschuss - 
gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (im 
Folgenden "EWR-Abkommen"), insbesondere auf Art. 98, 
in Erwägung nachstehender Gründe: 
1. Die Verordnung (EU) 2021/25 der Kommission vom 13. Januar 2021 

zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1126/2008 zur Übernahme 
bestimmter internationaler Rechnungslegungsstandards gemäss der 
Verordnung (EG) Nr. 1606/2002 des Europäischen Parlaments und 
des Rates im Hinblick auf den International Accounting Standard 39 
und die International Financial Reporting Standards 4, 7, 9 und 1650 ist 
in das EWR-Abkommen aufzunehmen. 

2. Anhang XXII des EWR-Abkommens sollte daher entsprechend geän-
dert werden - 

hat folgenden Beschluss erlassen: 

Art. 1 

In Anhang XXII des EWR-Abkommens wird unter Nummer 10ba 
(Verordnung (EG) Nr. 1126/2008 der Kommission) folgender Gedanken-
strich angefügt: 
"- 32021 R 0025: Verordnung (EU) 2021/25 der Kommission vom 13. Ja-

nuar 2021 (ABl. L 11 vom 14.1.2021, S. 7)" 

 
50 ABl. L 11 vom 14.1.2021, S. 7. 
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Art. 2 

Der Wortlaut der Verordnung (EU) 2021/25 in isländischer und nor-
wegischer Sprache, der in der EWR-Beilage des Amtsblattes der Europäi-
schen Union veröffentlicht wird, ist verbindlich. 

Art. 3 

Dieser Beschluss tritt am 11. Dezember 2021 in Kraft, sofern alle Mit-
teilungen nach Art. 103 Abs. 1 des EWR-Abkommens vorliegen.51 

Art. 4 

Dieser Beschluss wird im EWR-Abschnitt und in der EWR-Beilage 
des Amtsblattes der Europäischen Union veröffentlicht. 

Geschehen zu Brüssel am 10. Dezember 2021. 

(Es folgen die Unterschriften) 

 
51 Ein Bestehen verfassungsrechtlicher Anforderungen wurde nicht mitgeteilt. 
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Anhang 22 

Beschluss des Gemeinsamen EWR-Ausschusses 
Nr. 359/2021 

vom 10. Dezember 2021 

zur Änderung von Anhang XXII 
(Gesellschaftsrecht) des EWR-Abkommens 

Der Gemeinsame EWR-Ausschuss - 
gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (im 
Folgenden "EWR-Abkommen"), insbesondere auf Art. 98, 
in Erwägung nachstehender Gründe: 
1. Die Verordnung (EU) 2021/1080 der Kommission vom 28. Juni 2021 

zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1126/2008 zur Übernahme 
bestimmter internationaler Rechnungslegungsstandards gemäss der 
Verordnung (EG) Nr. 1606/2002 des Europäischen Parlaments und 
des Rates im Hinblick auf die International Accounting Standards 16, 37 
und 41 und die International Financial Reporting Standards 1, 3 und 952 
ist in das EWR-Abkommen aufzunehmen. 

2. Anhang XXII des EWR-Abkommens sollte daher entsprechend geän-
dert werden - 

hat folgenden Beschluss erlassen: 

Art. 1 

In Anhang XXII des EWR-Abkommens wird unter Nummer 10ba 
(Verordnung (EG) Nr. 1126/2008 der Kommission) folgender Gedanken-
strich angefügt: 
"- 32021 R 1080: Verordnung (EU) 2021/1080 der Kommission vom 

28. Juni 2021 (ABl. L 234 vom 2.7.2021, S. 90)" 

 
52 ABl. L 234 vom 2.7.2021, S. 90. 
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Art. 2 

Der Wortlaut der Verordnung (EU) 2021/1080 in isländischer und 
norwegischer Sprache, der in der EWR-Beilage des Amtsblattes der Euro-
päischen Union veröffentlicht wird, ist verbindlich. 

Art. 3 

Dieser Beschluss tritt am 11. Dezember 2021 in Kraft, sofern alle Mit-
teilungen nach Art. 103 Abs. 1 des EWR-Abkommens vorliegen.53 

Art. 4 

Dieser Beschluss wird im EWR-Abschnitt und in der EWR-Beilage 
des Amtsblattes der Europäischen Union veröffentlicht. 

Geschehen zu Brüssel am 10. Dezember 2021. 

(Es folgen die Unterschriften) 

 
53 Ein Bestehen verfassungsrechtlicher Anforderungen wurde nicht mitgeteilt. 
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Anhang 23 

Beschluss des Gemeinsamen EWR-Ausschusses 
Nr. 372/2021 

vom 10. Dezember 2021 

zur Änderung von Anhang II (Technische 
Vorschriften, Normen, Prüfung und 

Zertifizierung) des EWR-Abkommens 

Der Gemeinsame EWR-Ausschuss - 
gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (im 
Folgenden "EWR-Abkommen"), insbesondere auf Art. 98, 
in Erwägung nachstehender Gründe: 
1. Die Verordnung (EU) 2019/1021 des Europäischen Parlaments und 

des Rates vom 20. Juni 2019 über persistente organische Schadstoffe54, 
berichtigt in ABl. L 179I vom 9.6.2020, S. 4, ist in das EWR-Abkommen 
aufzunehmen. 

2. Die Delegierte Verordnung (EU) 2020/784 der Kommission vom 
8. April 2020 zur Änderung des Anhangs I der Verordnung (EU) 
2019/1021 des Europäischen Parlaments und des Rates hinsichtlich der 
Aufnahme von Perfluoroctansäure (PFOA), ihrer Salze und von PFOA-
Vorläuferverbindungen55, berichtigt in ABl. L 220 vom 9.7.2020, S. 11, 
ist in das EWR-Abkommen aufzunehmen. 

3. Die Delegierte Verordnung (EU) 2020/1203 der Kommission vom 
9. Juni 2020 zur Änderung des Anhangs I der Verordnung (EU) 
2019/1021 des Europäischen Parlaments und des Rates hinsichtlich des 
Eintrags für Perfluoroctansulfonsäure und ihre Derivate (PFOS)56 ist 
in das EWR-Abkommen aufzunehmen. 

 
54 ABl. L 169 vom 25.6.2019, S. 45. 
55 ABl. L 188I vom 15.6.2020, S. 1. 
56 ABl. L 270 vom 18.8.2020, S. 1. 
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4. Die Delegierte Verordnung (EU) 2020/1204 der Kommission vom 
9. Juni 2020 zur Änderung des Anhangs I der Verordnung (EU) 
2019/1021 des Europäischen Parlaments und des Rates hinsichtlich der 
Aufnahme von Dicofol57 ist in das EWR-Abkommen aufzunehmen. 

5. Die Delegierte Verordnung (EU) 2021/277 der Kommission vom 
16. Dezember 2020 zur Änderung des Anhangs I der Verordnung 
(EU) 2019/1021 des Europäischen Parlaments und des Rates über per-
sistente organische Schadstoffe in Bezug auf Pentachlorphenol sowie 
seine Salze und Ester58 ist in das EWR-Abkommen aufzunehmen. 

6. Die Verordnung (EG) Nr. 850/2004 des Europäischen Parlaments und 
des Rates59, die in das EWR-Abkommen aufgenommen wurde, wird mit 
der Verordnung (EU) 2019/1021 aufgehoben und ist daher aus dem 
EWR-Abkommen zu streichen. 

7. Die Verordnungen (EG) Nr. 1195/200660 und (EG) Nr. 172/200761 des 
Rates sowie die Verordnungen (EG) Nr. 323/200762, (EG) Nr. 304/200963, 
(EU) Nr. 756/201064, (EU) Nr. 757/201065, (EU) Nr. 519/201266, (EU) 
Nr. 1342/201467, (EU) 2015/203068, (EU) 2016/29369, (EU) 2016/46070 
und (EU) 2019/63671 der Kommission, die in das EWR-Abkommen 
aufgenommen wurden, sind überholt und daher aus dem EWR-Ab-
kommen zu streichen. 

8. Die Aufnahme der Verordnung (EU) 2019/1021 in das EWR-Abkom-
men berührt nicht den Anwendungsbereich des EWR-Abkommens 
hinsichtlich der Beziehungen zu Drittstaaten. 

9. Anhang II des EWR-Abkommens sollte daher entsprechend geändert 
werden - 

hat folgenden Beschluss erlassen: 

 
57 ABl. L 270 vom 18.8.2020, S. 4. 
58 ABl. L 62 vom 23.2.2021, S. 1. 
59 ABl. L 158 vom 30.4.2004, S. 7. 
60 ABl. L 217 vom 8.8.2006, S. 1. 
61 ABl. L 55 vom 23.2.2007, S. 1. 
62 ABl. L 85 vom 27.3.2007, S. 3. 
63 ABl. L 96 vom 15.4.2009, S. 33. 
64 ABl. L 223 vom 25.8.2010, S. 20. 
65 ABl. L 223 vom 25.8.2010, S. 29. 
66 ABl. L 159 vom 20.6.2012, S. 1. 
67 ABl. L 363 vom 18.12.2014, S. 67. 
68 ABl. L 298 vom 14.11.2015, S. 1. 
69 ABl. L 55 vom 2.3.2016, S. 4. 
70 ABl. L 80 vom 31.3.2016, S. 17. 
71 ABl. L 109 vom 24.4.2019, S. 6. 
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Art. 1 

In Anhang II Kapitel XV des EWR-Abkommens erhält der Text von 
Nummer 12w (Verordnung (EG) Nr. 850/2004 des Europäischen Parla-
ments und des Rates) folgende Fassung: 
"32019 R 1021: Verordnung (EU) 2019/1021 des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 20. Juni 2019 über persistente organische Schad-
stoffe (ABl. L 169 vom 25.6.2019, S. 45), berichtigt in ABl. L 179I vom 
9.6.2020, S. 4, geändert durch: 
- 32020 R 0784: Delegierte Verordnung (EU) 2020/784 der Kommission 

vom 8. April 2020 (ABl. L 188I vom 15.6.2020, S. 1), berichtigt in ABl. 
L 220 vom 9.7.2020, S. 11 

- 32020 R 1203: Delegierte Verordnung (EU) 2020/1203 der Kommis-
sion vom 9. Juni 2020 (ABl. L 270 vom 18.8.2020, S. 1) 

- 32020 R 1204: Delegierte Verordnung (EU) 2020/1204 der Kommis-
sion vom 9. Juni 2020 (ABl. L 270 vom 18.8.2020, S. 4) 

- 32021 R 0277: Delegierte Verordnung (EU) 2021/277 der Kommission 
vom 16. Dezember 2020 (ABl. L 62 vom 23.2.2021, S. 1) 

Die Verordnung gilt für die Zwecke dieses Abkommens mit folgenden 
Anpassungen: 
a) Ungeachtet der Bestimmungen von Protokoll 1 zu diesem Abkommen 

und sofern in diesem Abkommen nichts anderes bestimmt ist, bezeich-
nen die Ausdrücke Mitgliedstaat(en) und zuständige Behörden neben 
ihrer Bedeutung in der Verordnung auch die EFTA-Staaten bezie-
hungsweise deren zuständige Behörden. 

b) Folgende Bestimmungen gelten nicht für die EFTA-Staaten: 
i) Art. 4 Abs. 2 Unterabs. 4, 
ii) Art. 12 und 
iii) Art. 13 Abs. 3. 

c) In Art. 13 Abs. 1 Unterabs. 2 werden für die EFTA-Staaten nach den 
Wörtern ,alle drei Jahre‘ die Wörter ,oder in den Zeitabständen, die 
von der Konferenz der Vertragsparteien des Stockholmer Überein-
kommens für die Berichterstattung beschlossen werden‘ eingefügt. 

Art. 2 

Der Wortlaut der Verordnung (EU) 2019/1021, berichtigt in ABl. L 179I 
vom 9.6.2020, S. 4, und der Delegierten Verordnungen (EU) 2020/784, be-
richtigt in ABl. L 220 vom 9.7.2020, S. 11, (EU) 2020/1203, (EU) 2020/1204 
und (EU) 2021/277 in isländischer und norwegischer Sprache, der in der 
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EWR-Beilage des Amtsblattes der Europäischen Union veröffentlicht 
wird, ist verbindlich. 

Art. 3 

Dieser Beschluss tritt am 11. Dezember 2021 in Kraft, sofern alle Mit-
teilungen nach Art. 103 Abs. 1 des EWR-Abkommens vorliegen72. 

Art. 4 

Dieser Beschluss wird im EWR-Abschnitt und in der EWR-Beilage 
des Amtsblattes der Europäischen Union veröffentlicht. 

Geschehen zu Brüssel am 10. Dezember 2021. 

(Es folgen die Unterschriften) 

 
72 Ein Bestehen verfassungsrechtlicher Anforderungen wurde nicht mitgeteilt. 
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Anhang 24 

Beschluss des Gemeinsamen EWR-Ausschusses 
Nr. 373/2021 

vom 10. Dezember 2021 

zur Änderung von Anhang II (Technische 
Vorschriften, Normen, Prüfung und 

Zertifizierung) des EWR-Abkommens 

Der Gemeinsame EWR-Ausschuss - 
gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (im 
Folgenden "EWR-Abkommen"), insbesondere auf Art. 98, 
in Erwägung nachstehender Gründe: 
1. Die Delegierte Verordnung (EU) 2021/115 der Kommission vom 

27. November 2020 zur Änderung des Anhangs I der Verordnung 
(EU) 2019/1021 des Europäischen Parlaments und des Rates hinsicht-
lich Perfluoroctansäure (PFOA), ihrer Salze und PFOA-verwandter 
Verbindungen73 ist in das EWR-Abkommen aufzunehmen. 

2. Anhang II des EWR-Abkommens sollte daher entsprechend geändert 
werden - 

hat folgenden Beschluss erlassen: 

Art. 1 

In Anhang II Kapitel XV des EWR-Abkommens wird unter Nummer 
12w (Verordnung (EU) 2019/1021 des Europäischen Parlaments und des 
Rates) folgender Gedankenstrich angefügt: 
"- 32021 R 0115: Delegierte Verordnung (EU) 2021/115 der Kommission 

vom 27. November 2020 (ABl. L 36 vom 2.2.2021, S. 7)" 

 
73 ABl. L 36 vom 2.2.2021, S. 7. 
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Art. 2 

Der Wortlaut der Delegierten Verordnung (EU) 2021/115 in isländi-
scher und norwegischer Sprache, der in der EWR-Beilage des Amtsblattes 
der Europäischen Union veröffentlicht wird, ist verbindlich. 

Art. 3 

Dieser Beschluss tritt am 11. Dezember 2021 in Kraft, sofern alle Mit-
teilungen nach Art. 103 Abs. 1 des EWR-Abkommens vorliegen, oder am 
Tag des Inkrafttretens des Beschlusses des Gemeinsamen EWR-Aus-
schusses Nr. 372/2021 vom 10. Dezember 202174, je nachdem, welcher 
Zeitpunkt der spätere ist.75 

Art. 4 

Dieser Beschluss wird im EWR-Abschnitt und in der EWR-Beilage 
des Amtsblattes der Europäischen Union veröffentlicht. 

Geschehen zu Brüssel am 10. Dezember 2021. 

(Es folgen die Unterschriften) 

 
74 ABl. L, 2024/680, 14.3.2024. 
75 Ein Bestehen verfassungsrechtlicher Anforderungen wurde nicht mitgeteilt. 
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Anhang 25 

Beschluss des Gemeinsamen EWR-Ausschusses 
Nr. 380/2021 

vom 10. Dezember 2021 

zur Änderung von Anhang V (Freizügigkeit 
der Arbeitnehmer) und Anhang VIII 

(Niederlassungsrecht) des EWR-Abkommens 

Der Gemeinsame EWR-Ausschuss - 
gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (im 
Folgenden "EWR-Abkommen"), insbesondere auf Art. 98, 
in Erwägung nachstehender Gründe: 
1. Der Durchführungsbeschluss (EU) 2021/1894 der Kommission vom 

28. Oktober 2021 zur Feststellung der Gleichwertigkeit der von der 
Republik Armenien ausgestellten COVID-19-Zertifikate mit den nach 
der Verordnung (EU) 2021/953 des Europäischen Parlaments und des 
Rates ausgestellten Zertifikaten zwecks Erleichterung der Ausübung 
des Rechts auf Freizügigkeit innerhalb der Union76 ist in das EWR-
Abkommen aufzunehmen. 

2. Der Durchführungsbeschluss (EU) 2021/1895 der Kommission vom 
28. Oktober 2021 zur Feststellung der Gleichwertigkeit der vom Ver-
einigten Königreich Grossbritannien und Nordirland ausgestellten 
COVID-19-Zertifikate mit den nach der Verordnung (EU) 2021/953 
des Europäischen Parlaments und des Rates ausgestellten Zertifikaten 
zwecks Erleichterung der Ausübung des Rechts auf Freizügigkeit in-
nerhalb der Union77 ist in das EWR-Abkommen aufzunehmen. 

3. Die Anhänge V und VIII des EWR-Abkommens sollten daher ent-
sprechend geändert werden - 

hat folgenden Beschluss erlassen: 

 
76 ABl. L 384 vom 29.10.2021, S. 109. 
77 ABl. L 384 vom 29.10.2021, S. 112. 
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Art. 1 

In Anhang V des EWR-Abkommens werden nach Nummer 10n 
(Durchführungsbeschluss (EU) 2021/1482 der Kommission) folgende 
Nummern eingefügt: 
"10o. 32021 D 1894: Durchführungsbeschluss (EU) 2021/1894 der Kom-

mission vom 28. Oktober 2021 zur Feststellung der Gleichwertig-
keit der von der Republik Armenien ausgestellten COVID-19-
Zertifikate mit den nach der Verordnung (EU) 2021/953 des Euro-
päischen Parlaments und des Rates ausgestellten Zertifikaten 
zwecks Erleichterung der Ausübung des Rechts auf Freizügigkeit 
innerhalb der Union (ABl. L 384 vom 29.10.2021, S. 109) 

10p. 32021 D 1895: Durchführungsbeschluss (EU) 2021/1895 der Kom-
mission vom 28. Oktober 2021 zur Feststellung der Gleichwertig-
keit der vom Vereinigten Königreich Grossbritannien und Nordir-
land ausgestellten COVID-19-Zertifikate mit den nach der Ver-
ordnung (EU) 2021/953 des Europäischen Parlaments und des Ra-
tes ausgestellten Zertifikaten zwecks Erleichterung der Ausübung 
des Rechts auf Freizügigkeit innerhalb der Union (ABl. L 384 vom 
29.10.2021, S. 112)" 

Art. 2 

In Anhang VIII des EWR-Abkommens werden nach Nummer 11n 
(Durchführungsbeschluss (EU) 2021/1482 der Kommission) folgende 
Nummern eingefügt: 
"11o. 32021 D 1894: Durchführungsbeschluss (EU) 2021/1894 der Kom-

mission vom 28. Oktober 2021 zur Feststellung der Gleichwertig-
keit der von der Republik Armenien ausgestellten COVID-19-
Zertifikate mit den nach der Verordnung (EU) 2021/953 des Euro-
päischen Parlaments und des Rates ausgestellten Zertifikaten 
zwecks Erleichterung der Ausübung des Rechts auf Freizügigkeit 
innerhalb der Union (ABl. L 384 vom 29.10.2021, S. 109) 

11p. 32021 D 1895: Durchführungsbeschluss (EU) 2021/1895 der Kom-
mission vom 28. Oktober 2021 zur Feststellung der Gleichwertig-
keit der vom Vereinigten Königreich Grossbritannien und Nordir-
land ausgestellten COVID-19-Zertifikate mit den nach der Ver-
ordnung (EU) 2021/953 des Europäischen Parlaments und des Ra-
tes ausgestellten Zertifikaten zwecks Erleichterung der Ausübung 
des Rechts auf Freizügigkeit innerhalb der Union (ABl. L 384 vom 
29.10.2021, S. 112)" 
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Art. 3 

Der Wortlaut der Durchführungsbeschlüsse (EU) 2021/1894 und (EU) 
2021/1895 in isländischer und norwegischer Sprache, der in der EWR-
Beilage des Amtsblattes der Europäischen Union veröffentlicht wird, ist 
verbindlich. 

Art. 4 

Dieser Beschluss tritt am 11. Dezember 2021 in Kraft, sofern alle Mit-
teilungen nach Art. 103 Abs. 1 des EWR-Abkommens vorliegen.78 

Art. 5 

Dieser Beschluss wird im EWR-Abschnitt und in der EWR-Beilage 
des Amtsblattes der Europäischen Union veröffentlicht. 

Geschehen zu Brüssel am 10. Dezember 2021. 

(Es folgen die Unterschriften) 

 
78 Ein Bestehen verfassungsrechtlicher Anforderungen wurde nicht mitgeteilt. 
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Anhang 26 

Beschluss des Gemeinsamen EWR-Ausschusses 
Nr. 381/2021 

vom 10. Dezember 2021 

zur Änderung von Anhang V (Freizügigkeit 
der Arbeitnehmer) und Anhang VIII 

(Niederlassungsrecht) des EWR-Abkommens 

Der Gemeinsame EWR-Ausschuss - 
gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (im 
Folgenden "EWR-Abkommen"), insbesondere auf Art. 98, 
in Erwägung nachstehender Gründe: 
1. Der Durchführungsbeschluss (EU) 2021/1993 der Kommission vom 

15. November 2021 zur Feststellung der Gleichwertigkeit der von Neu-
seeland ausgestellten COVID-19-Zertifikate mit den nach der Verord-
nung (EU) 2021/953 des Europäischen Parlaments und des Rates aus-
gestellten Zertifikaten zwecks Erleichterung der Ausübung des Rechts 
auf Freizügigkeit innerhalb der Union79 ist in das EWR-Abkommen 
aufzunehmen. 

2. Der Durchführungsbeschluss (EU) 2021/1994 der Kommission vom 
15. November 2021 zur Feststellung der Gleichwertigkeit der von der 
Republik Moldau ausgestellten COVID-19-Zertifikate mit den nach 
der Verordnung (EU) 2021/953 des Europäischen Parlaments und des 
Rates ausgestellten Zertifikaten zwecks Erleichterung der Ausübung 
des Rechts auf Freizügigkeit innerhalb der Union80 ist in das EWR-
Abkommen aufzunehmen. 

3. Der Durchführungsbeschluss (EU) 2021/1995 der Kommission vom 
15. November 2021 zur Feststellung der Gleichwertigkeit der von Ge-
orgien ausgestellten COVID-19-Zertifikate mit den nach der Verord-
nung (EU) 2021/953 des Europäischen Parlaments und des Rates aus-
gestellten Zertifikaten zwecks Erleichterung der Ausübung des Rechts 

 
79 ABl. L 405 vom 16.11.2021, S. 20. 
80 ABl. L 405 vom 16.11.2021, S. 23. 
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auf Freizügigkeit innerhalb der Union81 ist in das EWR-Abkommen 
aufzunehmen. 

4. Der Durchführungsbeschluss (EU) 2021/1996 der Kommission vom 
15. November 2021 zur Feststellung der Gleichwertigkeit der von der 
Republik Serbien ausgestellten COVID-19-Zertifikate mit den nach 
der Verordnung (EU) 2021/953 des Europäischen Parlaments und des 
Rates ausgestellten Zertifikaten zwecks Erleichterung der Ausübung 
des Rechts auf Freizügigkeit innerhalb der Union82 ist in das EWR-
Abkommen aufzunehmen. 

5. Die Anhänge V und VIII des EWR-Abkommens sollten daher ent-
sprechend geändert werden - 

hat folgenden Beschluss erlassen: 

Art. 1 

In Anhang V des EWR-Abkommens werden nach Nummer 10p 
(Durchführungsbeschluss (EU) 2021/1895 der Kommission) folgende 
Nummern eingefügt: 
"10q. 32021 D 1993: Durchführungsbeschluss (EU) 2021/1993 der Kom-

mission vom 15. November 2021 zur Feststellung der Gleichwer-
tigkeit der von Neuseeland ausgestellten COVID-19-Zertifikate 
mit den nach der Verordnung (EU) 2021/953 des Europäischen 
Parlaments und des Rates ausgestellten Zertifikaten zwecks Er-
leichterung der Ausübung des Rechts auf Freizügigkeit innerhalb 
der Union (ABl. L 405 vom 16.11.2021, S. 20) 

10r. 32021 D 1994: Durchführungsbeschluss (EU) 2021/1994 der Kom-
mission vom 15. November 2021 zur Feststellung der Gleichwer-
tigkeit der von der Republik Moldau ausgestellten COVID-19-
Zertifikate mit den nach der Verordnung (EU) 2021/953 des Euro-
päischen Parlaments und des Rates ausgestellten Zertifikaten 
zwecks Erleichterung der Ausübung des Rechts auf Freizügigkeit 
innerhalb der Union (ABl. L 405 vom 16.11.2021, S. 23) 

10s. 32021 D 1995: Durchführungsbeschluss (EU) 2021/1995 der Kom-
mission vom 15. November 2021 zur Feststellung der Gleichwer-
tigkeit der von Georgien ausgestellten COVID-19-Zertifikate mit 
den nach der Verordnung (EU) 2021/953 des Europäischen Parla-
ments und des Rates ausgestellten Zertifikaten zwecks Erleichte-

 
81 ABl. L 405 vom 16.11.2021, S. 26. 
82 ABl. L 405 vom 16.11.2021, S. 29. 
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rung der Ausübung des Rechts auf Freizügigkeit innerhalb der 
Union (ABl. L 405 vom 16.11.2021, S. 26) 

10t. 32021 D 1996: Durchführungsbeschluss (EU) 2021/1996 der Kom-
mission vom 15. November 2021 zur Feststellung der Gleichwer-
tigkeit der von der Republik Serbien ausgestellten COVID-19-
Zertifikate mit den nach der Verordnung (EU) 2021/953 des Euro-
päischen Parlaments und des Rates ausgestellten Zertifikaten zwecks 
Erleichterung der Ausübung des Rechts auf Freizügigkeit inner-
halb der Union (ABl. L 405 vom 16.11.2021, S. 29)" 

Art. 2 

In Anhang VIII des EWR-Abkommens werden nach Nummer 11p 
(Durchführungsbeschluss (EU) 2021/1895 der Kommission) folgende 
Nummern eingefügt: 
"11q. 32021 D 1993: Durchführungsbeschluss (EU) 2021/1993 der Kom-

mission vom 15. November 2021 zur Feststellung der Gleichwer-
tigkeit der von Neuseeland ausgestellten COVID-19-Zertifikate 
mit den nach der Verordnung (EU) 2021/953 des Europäischen 
Parlaments und des Rates ausgestellten Zertifikaten zwecks Er-
leichterung der Ausübung des Rechts auf Freizügigkeit innerhalb 
der Union (ABl. L 405 vom 16.11.2021, S. 20) 

11r. 32021 D 1994: Durchführungsbeschluss (EU) 2021/1994 der Kom-
mission vom 15. November 2021 zur Feststellung der Gleichwer-
tigkeit der von der Republik Moldau ausgestellten COVID-19-
Zertifikate mit den nach der Verordnung (EU) 2021/953 des Euro-
päischen Parlaments und des Rates ausgestellten Zertifikaten 
zwecks Erleichterung der Ausübung des Rechts auf Freizügigkeit 
innerhalb der Union (ABl. L 405 vom 16.11.2021, S. 23) 

11s. 32021 D 1995: Durchführungsbeschluss (EU) 2021/1995 der Kom-
mission vom 15. November 2021 zur Feststellung der Gleichwer-
tigkeit der von Georgien ausgestellten COVID-19-Zertifikate mit 
den nach der Verordnung (EU) 2021/953 des Europäischen Parla-
ments und des Rates ausgestellten Zertifikaten zwecks Erleichte-
rung der Ausübung des Rechts auf Freizügigkeit innerhalb der 
Union (ABl. L 405 vom 16.11.2021, S. 26) 

11t. 32021 D 1996: Durchführungsbeschluss (EU) 2021/1996 der Kom-
mission vom 15. November 2021 zur Feststellung der Gleichwer-
tigkeit der von der Republik Serbien ausgestellten COVID-19-
Zertifikate mit den nach der Verordnung (EU) 2021/953 des Euro-
päischen Parlaments und des Rates ausgestellten Zertifikaten zwecks 
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Erleichterung der Ausübung des Rechts auf Freizügigkeit inner-
halb der Union (ABl. L 405 vom 16.11.2021, S. 29)" 

Art. 3 

Der Wortlaut der Durchführungsbeschlüsse (EU) 2021/1993, (EU) 
2021/1994, (EU) 2021/1995 und (EU) 2021/1996 in isländischer und nor-
wegischer Sprache, der in der EWR-Beilage des Amtsblattes der Europäi-
schen Union veröffentlicht wird, ist verbindlich. 

Art. 4 

Dieser Beschluss tritt am 11. Dezember 2021 in Kraft, sofern alle Mit-
teilungen nach Art. 103 Abs. 1 des EWR-Abkommens vorliegen.83 

Art. 5 

Dieser Beschluss wird im EWR-Abschnitt und in der EWR-Beilage 
des Amtsblattes der Europäischen Union veröffentlicht. 

Geschehen zu Brüssel am 10. Dezember 2021. 

(Es folgen die Unterschriften) 

 
83 Ein Bestehen verfassungsrechtlicher Anforderungen wurde nicht mitgeteilt. 
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Anhang 27 

Beschluss des Gemeinsamen EWR-Ausschusses 
Nr. 382/2021 

vom 10. Dezember 2021 

zur Änderung von Anhang IX 
(Finanzdienstleistungen) des  

EWR-Abkommens 

Der Gemeinsame EWR-Ausschuss - 
gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (im 
Folgenden "EWR-Abkommen"), insbesondere auf Art. 98, 
in Erwägung nachstehender Gründe: 
1. Der Durchführungsbeschluss (EU) 2020/1358 der Kommission vom 

28. September 2020 zur Anwendung der Richtlinie 2009/103/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates in Bezug auf die Kontrolle der 
Haftpflichtversicherung für Kraftfahrzeuge mit gewöhnlichem Stand-
ort in Bosnien und Herzegowina84 ist in das EWR-Abkommen aufzu-
nehmen. 

2. Anhang IX des EWR-Abkommens sollte daher entsprechend geändert 
werden - 

hat folgenden Beschluss erlassen: 

Art. 1 

In Anhang IX des EWR-Abkommens wird nach Nummer 8e (Durch-
führungsbeschluss 2011/754/EU der Kommission) folgende Nummer 
eingefügt: 
"8f. 32020 D 1358: Durchführungsbeschluss (EU) 2020/1358 der Kom-

mission vom 28. September 2020 zur Anwendung der Richtlinie 
2009/103/EG des Europäischen Parlaments und des Rates in Bezug 
auf die Kontrolle der Haftpflichtversicherung für Kraftfahrzeuge mit 

 
84 ABl. L 314 vom 29.9.2020, S. 66. 
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gewöhnlichem Standort in Bosnien und Herzegowina (ABl. L 314 
vom 29.9.2020, S. 66)" 

Art. 2 

Der Wortlaut des Durchführungsbeschlusses (EU) 2020/1358 in islän-
discher und norwegischer Sprache, der in der EWR-Beilage des Amtsblat-
tes der Europäischen Union veröffentlicht wird, ist verbindlich. 

Art. 3 

Dieser Beschluss tritt am 11. Dezember 2021 in Kraft, sofern alle Mit-
teilungen nach Art. 103 Abs. 1 des EWR-Abkommens vorliegen.85 

Art. 4 

Dieser Beschluss wird im EWR-Abschnitt und in der EWR-Beilage 
des Amtsblattes der Europäischen Union veröffentlicht. 

Geschehen zu Brüssel am 10. Dezember 2021. 

(Es folgen die Unterschriften) 

 
85 Ein Bestehen verfassungsrechtlicher Anforderungen wurde nicht mitgeteilt. 
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Anhang 28 

Beschluss des Gemeinsamen EWR-Ausschusses 
Nr. 393/2021 

vom 10. Dezember 2021 

zur Änderung von Anhang XX 
(Umweltschutz) des EWR-Abkommens 

Der Gemeinsame EWR-Ausschuss - 
gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (im 
Folgenden "EWR-Abkommen"), insbesondere auf Art. 98, 
in Erwägung nachstehender Gründe: 
1. Der Beschluss (EU) 2020/2166 der Kommission vom 17. Dezember 

2020 zur Festlegung der Versteigerungsanteile der Mitgliedstaaten in 
der Handelsperiode 2021-2030 des EU-Emissionshandelssystems86 ist 
in das EWR-Abkommen aufzunehmen. 

2. Anhang XX des EWR-Abkommens sollte daher entsprechend geän-
dert werden - 

hat folgenden Beschluss erlassen: 

Art. 1 

In Anhang XX des EWR-Abkommens wird nach Nummer 21alp 
(Durchführungsbeschluss (EU) 2021/927 der Kommission) folgende 
Nummer eingefügt: 
"21alq. 32020 D 2166: Beschluss (EU) 2020/2166 der Kommission vom 

17. Dezember 2020 zur Festlegung der Versteigerungsanteile der 
Mitgliedstaaten in der Handelsperiode 2021-2030 des EU-
Emissionshandelssystems (ABl. L 431 vom 21.12.2020, S. 66)" 

 
86 ABl. L 431 vom 21.12.2020, S. 66. 
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Art. 2 

Der Wortlaut des Beschlusses (EU) 2020/2166 in isländischer und nor-
wegischer Sprache, der in der EWR-Beilage des Amtsblattes der Europäi-
schen Union veröffentlicht wird, ist verbindlich. 

Art. 3 

Dieser Beschluss tritt am 11. Dezember 2021 in Kraft, sofern alle Mit-
teilungen nach Art. 103 Abs. 1 des EWR-Abkommens vorliegen.87 

Art. 4 

Dieser Beschluss wird im EWR-Abschnitt und in der EWR-Beilage 
des Amtsblattes der Europäischen Union veröffentlicht. 

Geschehen zu Brüssel am 10. Dezember 2021. 

(Es folgen die Unterschriften) 

 
87 Ein Bestehen verfassungsrechtlicher Anforderungen wurde nicht mitgeteilt. 
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Anhang 29 

Beschluss des Gemeinsamen EWR-Ausschusses 
Nr. 394/2021 

vom 10. Dezember 2021 

zur Änderung von Anhang XX 
(Umweltschutz) des EWR-Abkommens 

Der Gemeinsame EWR-Ausschuss - 
gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (im 
Folgenden "EWR-Abkommen"), insbesondere auf Art. 98, 
in Erwägung nachstehender Gründe: 
1. Die Durchführungsverordnung (EU) 2020/2085 der Kommission vom 

14. Dezember 2020 zur Änderung und Berichtigung der Durchfüh-
rungsverordnung (EU) 2018/2066 über die Überwachung von und die 
Berichterstattung über Treibhausgasemissionen gemäss der Richtlinie 
2003/87/EG des Europäischen Parlaments und des Rates88 ist in das 
EWR-Abkommen aufzunehmen. 

2. Anhang XX des EWR-Abkommens sollte daher entsprechend geän-
dert werden - 

hat folgenden Beschluss erlassen: 

Art. 1 

In Anhang XX des EWR-Abkommens wird unter Nummer 21apj 
(Durchführungsverordnung (EU) Nr. 2018/2066 der Kommission) Fol-
gendes angefügt: 
", geändert durch: 
- 32020 R 2085: Durchführungsverordnung (EU) 2020/2085 der Kom-

mission vom 14. Dezember 2020 (ABl. L 423 vom 15.12.2020, S. 37)" 

 
88 ABl. L 423 vom 15.12.2020, S. 37. 
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Art. 2 

Der Wortlaut der Durchführungsverordnung (EU) 2020/2085 in islän-
discher und norwegischer Sprache, der in der EWR-Beilage des Amtsblat-
tes der Europäischen Union veröffentlicht wird, ist verbindlich. 

Art. 3 

Dieser Beschluss tritt am 11. Dezember 2021 in Kraft, sofern alle Mit-
teilungen nach Art. 103 Abs. 1 des EWR-Abkommens vorliegen.89 

Art. 4 

Dieser Beschluss wird im EWR-Abschnitt und in der EWR-Beilage 
des Amtsblattes der Europäischen Union veröffentlicht. 

Geschehen zu Brüssel am 10. Dezember 2021. 

(Es folgen die Unterschriften) 

 
89 Ein Bestehen verfassungsrechtlicher Anforderungen wurde nicht mitgeteilt. 
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Anhang 30 

Beschluss des Gemeinsamen EWR-Ausschusses 
Nr. 395/2021 

vom 10. Dezember 2021 

zur Änderung von Anhang XX 
(Umweltschutz) des EWR-Abkommens 

Der Gemeinsame EWR-Ausschuss - 
gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (im 
Folgenden "EWR-Abkommen"), insbesondere auf Art. 98, 
in Erwägung nachstehender Gründe: 
1. Die Durchführungsverordnung (EU) 2020/2084 der Kommission vom 

14. Dezember 2020 zur Änderung und Berichtigung der Durchfüh-
rungsverordnung (EU) 2018/2067 über die Prüfung von Daten und die 
Akkreditierung von Prüfstellen gemäss der Richtlinie 2003/87/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates90 ist in das EWR-Abkommen 
aufzunehmen. 

2. Anhang XX des EWR-Abkommens sollte daher entsprechend geän-
dert werden - 

hat folgenden Beschluss erlassen: 

Art. 1 

In Anhang XX des EWR-Abkommens wird unter Nummer 21apk 
(Durchführungsverordnung (EU) 2018/2067 der Kommission) Folgendes 
angefügt: 
", geändert durch: 
- 32020 R 2084: Durchführungsverordnung (EU) 2020/2084 der Kom-

mission vom 14. Dezember 2020 (ABl. L 423 vom 15.12.2020, S. 23)" 

 
90 ABl. L 423 vom 15.12.2020, S. 23. 
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Art. 2 

Der Wortlaut der Durchführungsverordnung (EU) 2020/2084 in islän-
discher und norwegischer Sprache, der in der EWR-Beilage des Amtsblat-
tes der Europäischen Union veröffentlicht wird, ist verbindlich. 

Art. 3 

Dieser Beschluss tritt am 11. Dezember 2021 in Kraft, sofern alle Mit-
teilungen nach Art. 103 Abs. 1 des EWR-Abkommens vorliegen.91 

Art. 4 

Dieser Beschluss wird im EWR-Abschnitt und in der EWR-Beilage 
des Amtsblattes der Europäischen Union veröffentlicht. 

Geschehen zu Brüssel am 10. Dezember 2021. 

(Es folgen die Unterschriften) 

 
91 Ein Bestehen verfassungsrechtlicher Anforderungen wurde nicht mitgeteilt. 
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